
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

20. Sitzung (08.06.1822)

urn:nbn:de:bsz:31-184804

https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:31-184804


e

Zwanzigſte Sitzung .
Karlsruhe , dengs8 . Juni 1822 .

mE zi

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme ?

Sr . Hoheit des durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhehm zu Baden ,

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Marimilian zu

Baden ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner und

des Freyherrn v. Gemmingen - Treſchklingen .

Weiter anweſend :

die Herrn Regierungs - Commiſſaͤre , Staatsrath Boͤck h und

geh . Referendaͤr v. Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Viceepraͤſidenten
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Man kam zuvoͤrderſt uͤberein , die Vorleſung der Pro -
tofolle Der beiden letzten Sitzungen erſt dieſen Nachmit —
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448 Protokolle der Erſten Kammer .

tag vorzunehmen , um in der Fruͤhſitzung Zeit fuͤr die Be —

rathung zu gewinnen .
Sodann zeigte dag Secretariat an , dağ in Der leb -

ten vorberathenden Sitzung fuͤr die Commiſſion zu Be -

gutachtung

1) der Motion des Hofraths v Rott eck wegen Aus⸗

legung zweifelhafter Stellen der Verfaſſungsurkunde :
der Frhr . v. Zylinhardt ,
der Frhr . v. Tuͤrkheim und

der Frhr . v. Weffenbergs
2) des Geſetzentwurfs wegen Ausgleichung der

Central - Kriegs - Laſten :
der Frhr . v. Tuͤrkheim ,
der Frhr . v. Zyllnhardt und

der geh . Hofrath Zachariaͤ
gewaͤhlt , die proviſoriſchen Verordnungen wegen des Ver⸗

— Erhebung
der Grunoháufer - und Gewerbſteuer aber der Budget⸗

Commiſſion , welche ſich mit der — — zu beſchaͤftl⸗
gen þat , und aug dém

`

Irhr . v. Zyllnhardt , dem

Frhrn . v. Gemmingen - Preſteneck und

Frhr . v. Freyſtedt ,
beſteht , zugewieſen worden ſeyen .

Demnaͤchſt erſtattete der Staatsrath Frhr . v Zylln⸗
hardt muͤndlichen Vortrag im Namen dieſer Abtheilung

uͤber die von dem Herrn Regierungs - Commiſſaͤr , Staats⸗

rath Boͤckh , in der letzten Sitzung der Kammer mitge⸗

theilten beiden Verorbdnungen . Der Berichtserſtatter be⸗

merkte uͤber die landesfuͤrſtliche Verordnung , durch wel⸗

che einſtweilen die Einfuͤhrung des franzoͤſtſchen Blaͤt⸗

tertabaks verboten wird , daß in derſelben eine Strafbe⸗
ſtimmung fuͤr den Fall einer Uebertretung des Verbots

fehle ; in dem Ausſchreiben wegen des Fortbezugs der
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Grund⸗Haͤuſer⸗ und Gewerbſteuer aber keine Erwaͤhnung
von der Beſoldungsſteuer geſchehen ſey .

Nachdem hierauf der Herr Regierungs - Commiſſaͤr,
Staatsrath Boͤckh erwiedert hatte , daß , die erſtere

Verordnung anlangend , die Uebertretung des Verbotes
ſchon unter der allgemeinen Beſtimmung der Zollordnung
ſtehe , nach welcher Waaren , die gegen ein unbedingtes
Einfuhrverbot dennoch eingefuͤhrt werden , zu confis ciren

ſind ; ferner , wegen der zweyten Verordnung , daß , nach
dem hen 62 . der Verfaſſungsurkunde , ein befonderes
Steuerausſchreiben fuͤr die erſten 6 Monate des Finanz -
jahr 1822 beral nicht nothwendig geweſen ſeyn wuͤrde,
wie auch im Jahr 1820 in einem aͤhnlichen Falle ein ſol⸗
ches Ausſchreiben nicht erlaſſen worden ſey , daß man

uͤbrigens in dem vorliegenden Ausſchreiben um deßwillen
nur der Grund - Haͤuſer - und Gewerbſteuer gedacht habe ,
weil nur dieſe Abgaben nicht ſtaͤndige Abgaben in dem
Sinne ſeyen , daß ihr Betrag bald hoͤher bald niedriger
ſey ; daß ſich uͤbrigens das einſtweilige Fortbeſtehen der

Beſoldungsſteuer von ſelbſt verſtehez und nachdem der

Srýr . v. TårfHeim , unter Beytritideg Erhrn : v. 3 ylin
hardt , wegen deſſelben Steuerausſchreibens weiter be —
merkt hatte , daß zwar die Claſſenſteuer noch weniger , als
die Grund - Håufer - und Gemerbfteuer ftándig genannt
werden koͤnne, da letztere nur hinſichtlich ihres Betrags ,
erſtere aber , in ſo fern ſie nicht ausdruͤcklich erneuert

werde , hinſichtlich ihrer ganzen Exiſtenz auf 2 Jahre be —
ſchraͤnkt ſey , und daß allerbings nach dem den 62 der

Verfaſſungsurkunde die alten Abgaben , und zwar auch die

nicht ſtaͤndigen , nach Ablauf der Verwilligungszeit , un -
ter der im Sen beſtimmten Bedingung noch 6 Monate fort
erpoben werden duͤrfen , jedoch nicht muͤſſen , folglich
ein Ausſpruch daruͤber nothwendig ſcheine , dağ eg indef -
fen , wenn ſich ja die Contribuenten weigern ſollten , die

Claſſenſteuer einſtweilen fortzuentrichten , die Sache der



EA

pi ai
450 Protokolle der Erſten Kammer —

Regierung ſeyn würde , wegen dieſer Steuerfortſetzung

ein neues Ausſchreiben zu erlaſſen , wurde von der Kam⸗

TE mer

n
be pbo Et

Eoo
die pon dem Herin Regierungå - Commifjár gege -

9* benen amtlichen Erlaͤuterungen zum Protekolle zu

nehmen , und im Uebrigen , da es genuͤge , die

deshalb gemachten Bemerkungen ebenfalls darin

zu finden , die Sache auf ſich beruhen zu laſſen .

Ferner legte der Herr Regierungs - Commiffár geh -

Referendaͤr v . Lie benſtein die in der vorigen Sitzung

verſprochenen Zuſatzartikel uͤber das Rechtsmittel der

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand mit der Bemerkung

vor , daß dieſe Artikel zwiſchen dem boſten und 61ſten den

des Procedurgeſetzes einzuruͤcken ſeyn wuͤrden .

Beylage Ziffer 61 .

Bee E a i

dieſe Zuſatzartikel an die fuͤr dieſes Procedurge —

ſetz ſchon beſtehende Commiſſion zu verweiſen .

De Vicepraͤſident erklaͤrte nunmehr die Fortſe⸗

tzung der Berathung uͤber den Entwurf eines Geſetzes

uͤber das Verfahren in Faͤllen der Anklage

(h gegen Minier und Mitglieder Der oberſten

Sſaatsbehoͤrde wegen Verletzung der Bers

faſſung , oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger
Rechte , — fuͤr eroͤffnet , und es wurde ſofort mit

der Vorleſung dieſes Geſetzentwurfes und des Commiſ -

ſtonsberichtes fortgefahren . *)
2

Wo Auf die von dem Herrn Regierungs - Commiſſaͤr geh-

[ i
' Referendaͤr v. Lieben ſte in aufgeworfene Frage , welche

+) Die Sfen des Entwurfes , welde nidt au einer Bemerfung

vdet Erinnerung Hceranlafung gaben , find in dem Proto -
fole niht aufgenommen worden .
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Gruͤnde die Commiſſion beſtimmt haͤtten, auf die Ausſtrei⸗
Dung diefes Sen anzutragen , Da doh , wenn dber eine

Anflage in beiden Kammern zugleich verhandelt werden

koͤnnte , Colliſtonen zu befuͤrchten waͤren , wurde erwie —

dert , von dem Frhrn . v . Zyllnhardt : Es ſey der Fall

moͤglich , daß in beiden Kammern zugleich ein Antrag auf
Erhebung einer Anklage geſtellt werde , und es wuͤrde in

dieſem Falle vielmehr der 8. Veranlaſſung zu Colliſtonen
Sebens von dem Frhrn . v. Baden : Auch ſey in der

Commiſſtion die Beſorgniß geaͤußert worden , daß ein Mi -

niſter , der eine Anklage befuͤrchte, dieſen Şen benugen
koͤnne, um die erſte Verhandlung uͤber die Anklage der

fuͤr ihn guͤnſtig geſtimmten Kammer zuzuwenden ; und

von dem Hofrath v. Rot teck: daß es allemal bedenklich
ſeyn wuͤrde , die eine Kammer von der erſten Verhand —
lung uͤber die Anklage um deßwillen auszuſchließen , weit

dieſe Verhandlung zuerſt in der andern Kammer ihren
Anfang genommen habe , indem man ſo die eine Kammer

durch die Verhandlungen , und etwa auch durch abſichtliche
Zoͤgerungen der andern binde ; daß uͤbrigens , wenn etwa

Colliſionen entſtehen ſollten , dieſe leicht auf dem gewoͤhn —
lichen Wege , wie auch bey andern Motionen geſchehe ,
durch ein von der einen oder der andern Kammer , nach
Umſtaͤnden , freywillig zu beſchließendes Zuwarten gehoben
werden koͤnnten . — Es wurde hierauf von der Kam —

mer mit Zuſtimmgung des Herrn Reterungs - Commiſſaͤrs
einſti mmig

Den ZSen aus dem Geſetzentwurf wegzulaſſen .
NST

Es murde bey diefem - Şen von dem Frýrn . y. Sytln -
bardt auf den Zufammenpang anfmerffam gemacht , in

welchem der . . mit dem Fen 7 . des Geſetzentwurfs ſtehe .
Es wurde ferner von dem Frhrn . v. Weſſenberg be —

merkt , daß der Regel nach ein jedes einzelne Mit —
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glied das Recht habe , eine Motion , und mithin auch

eine Motion der vorliegenden Art zu machen , daß , wenn

man auch Motionen , welche eine Anklage bezwecken , nicht

zu beguͤnſtigen habe , dennoch ſolche Motiouen eben fo wez

nig au ſehr zu erſchweren ſeyen ; wozu der Frhr . v. Tuͤrk⸗

he im beyfuͤgte : daß wohl eher gegen zu leichte Beſchlie⸗

ßung , als gegen zu leichten Vorſchlag einer Anklage Vor⸗

ſorge getroffen werden moͤge . Es wurde weiter ( von dem

Hofrath v. Rot teck) des in der Commiſſion geſchehe —

nen Vorſchlags erwaͤhnt, daß ſchon ein einzelnes Mitglied

berechtigt ſeyn ſolle , eine ſolche Motion zu machen , je⸗

doch mit dem Vorbehalte , daß die Motien von Mehreren

zu unterſtuͤtzen ſeyn wuͤrde ; wogegen der Herr Regierungs -
Commiſſaͤr bemerkte , daß dieſer Vorſchlag keine genug —

ſame Gewaͤhrleiſtung gegen unuͤberlegte Motionen enthal⸗

ten wuͤrde. Auch wurde der Gedanke geaͤußert , daß ,

weil die zweyte Kammer mehr Mitglieder zaͤhle , als die

Erſte , die Motion in der zweyten Kammer von 5 , und

in der erſten Kammer von 3 Mitgliedern zu unterzeich —

nen feys wag jedoch von dem Herrn Regierungs z Comz

miſſaͤr um deßwillen bedenklich gefunden wurde , weil man

es als ein Mißtrauen gegen die Mitglieder der zweyten

Kammer deuten koͤnne .

Endlich
beſchloß

die Kammer einſtimmig

nach dem Commiſſtonsantrage , die Zahl der un —

terſchreibenden Mitglieder fuͤr beide Kammern

quf 3 feſtzuſetzen
45

Der Herr Regierungs⸗ Commiſſaͤr bemerkte hierbey ,

daß der 6. 4. nicht eine bloße Wiederholung des Geſetz —

entwurfs vom Jahr 1820 enthalte , indem jener Geſetz⸗

entwurf die Auflage von der Zuſtimmung der Regierung

abhaͤngig gemacht habe : der S. 4. Deg vorliegenden Ge :
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ſetzentwurfs aber nur ein Mittel an die Hand gebe , wie

ſich die Kammern ſofort wegen der gegen einen Staats —

diener zu erhebenden Anklage vollkommen unterrichten ,
und mit der oberſten Staatsbehoͤrde verſtaͤndigen koͤnnten ;

daß er uͤbrigens gegen die Ausſtreichung der 88 . 4 . und

5. um deswillen nichts einzuwenden habe , weil ohnehin

die Regierungs - Commiſſarien den Verhandlungen der

Kammern beyzuwohnen berechtigt waͤren.

Frhr . v . Zyllnhardt : Allerdings gieng der Ge —

ſetzenwurf vom Jahr 1820 , was die von der oberſten

Staatsbehoͤrde zu verlangende Auskunft betrifft , weiter

als der vorliegende . Allein ſchon im Jahr 1820 wurde

zugleich die dermalen vorliegende Frage in Berathung

gezogen , und mit Zuſtimmung des damaligen Herrn Re -

gierungs - Commiſſaͤrs verneint .

Die Kammer trat hierauf einſtimmig dem Antrage

des Commiſſtonsberichts bey , die FFen 4 . und 5. aus

dem Geſetze wegzulaſſen .

Es kam hierbey zuvoͤrderſt die Frage zur Berathung ;
Ob diejenigen 5 , oder nach der beym sten § en

angenommenen Veraͤnderung , diejenigen 3 Mit —⸗

glieder , welche die Motion unterzeichnet haben ,

von der Pruͤfungs - Commiſſion auszuſchließen

ſeyen ?

Fuͤr dieſe Ausſchließung wurde von dem Herrn Ne -

gierungs - Commiſſaͤr mit Beytritt deg Frhru , v. 3 ylin

hardt angefuͤhrt , dag hier niht auf die Pråfung eineg

Antrags auf einen Gefegvorfhlag , fondern von der Prú -

fung gewifer factifher Behauptungen die Rede fey ; daß

man bey demjenigen , von welchem eine folhe Motion aug -

gegangen ſey , wohl ein Intereſſe an der Durchſetzung des

Antrags annehmen duͤrfe , und daß daher eine voͤllig un—⸗

partheyiſche Pruͤfungs⸗- Commiſſtion ein deſto dringenderes

Beduͤrfniß ſey ; wogegen der
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Hofrath v. Rotted bemerfte : dag $ - theils nad -

theilig feyn wårde , diefe Mitglieder von der Pråfungs
Commiſſion auszuſchließen , weil fie in der Regel die am

beſten in der Sache Unterrichteten waͤren, theils unnoͤthig ,
weil man ſie in der Regel nicht zu Commiſſionsgliedern
waͤhlen , ſondern nur zu den Commiſſionsſitzungen zuzie⸗
hen wuͤrde , auch , daß es uͤberhaupt bedenklich ſey , die

Wahlfreyheit beider Kammern zu binden .

Sodann wurde von mehrern Mit liedern , ( den Frhr .
p . Zyllnhardt , v. Tuͤrkheim , v. Weſſenberg
und andern ) mit Beziehung auf die bisherige Praxis be⸗—

merkt , daß die Proponenten allerdings zu den Sitzungen
der im hen gedachten Pruͤfungs⸗Commiſſion gezogen werz

den koͤnnten , wobey der Praͤlat Hehel und Se . Durch⸗

laucht , der Herr Fürft v. Löwenftein noh die Noth »

wendigkeit heraushoben , dieſer Zuziehung , damit einer

jeden Einwendung , welche das Verfahren verlaͤngern
koͤnnte , im voraus begegnet wuͤrde , in dem Geſetze aus⸗

druͤcklich zu erwaͤhnen , der Hofrath v. Rotteck aber dar⸗

auf antrug , die Zuziehung der Proponenten im Geſetze
foͤrmlich auszuſprechen . —

Auf die hierauf von dem Vie TERREN ge⸗

ſtellten Fragen

die Kammer mit großer Stimmenmehrheit :

E. diejenigen Mitglieder , welfe die Motion uns

fehrieben paben , zmar von der Wahl zu Com -

mifſionsgliedern aus zuſchließen , jedoch

2 . dem Fen ausdruͤcklich hinzuzufuͤgen , daß dieſe
Mitglieder zu den Commiſſionsſitzungen gezogen
werden koͤnnen.

Auf die von dem Vicepraͤſidenten weiter geſtell⸗
te Frage :
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Ob die Wohi der Mitglieder der Commiffton nadh
dem Antrage des Commiſſtonberichtes von 7 auf

5 herabzuſetzen ſey ?
bemerkte der Frhr . b.Tuͤrkheim , daß bey der verhaͤlt —

nißmaͤßig geringen Anzahl der Mitglieder der erſten Kam⸗ —

mer , dieſe Herabſetzung wohl um fo weniger einem Zwei -

fel unterliegen fònne , da der Grund , aug melhem man

beym zten den einen Unterſchied zwiſchen der erſten und

der zweyten Kammer zu machen Bedenken getragen habe,
hier nicht eintrete .

Die aufgeſtellte Frage wurde hierauf von der Kam —

mer einſtimmig bejaht .

iata

Der VBicepråfident felte hier zuysrderft die Fra -

ge zur Berathung aug :
Ob bey der Moftimmung úber die Erhebung der

Mnélage jene 5 Mitglieder , welche die Motion

unterzeichnet haben , auszuſchließen ſeyen oder

niht ? :

Seine Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :

Ich muß mich fuͤr dieſe Ausſchließung aus dem Grunde

erklaͤren , weil ſich dieſe Mitglieder bereits gegen den An —

geſchuldigten ausgeſprochen und ein beſonderes Intereſſe

haben , daß die Anklage fuͤr ſtatthaft erklaͤrt werde .

Frhr . v. Gayling : Es koͤnnten dieſe Mitglieder ,
beſonders in dieſer minder zahlreichen Verſammlung, ſehr

leicht bey der Abſtimmung ſogar den Ausſchlag geben .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Man kann ſich das Verhaͤlt⸗

niß der erſten Kammer , im Fall eines Ausſchluſſes derer ,

welche die Motion unterzeichnet haben , nicht beſſer ver —

gegenwaͤrtigen , als wenn man , ohne alle Ruͤckſicht auf

den perſoͤnlichen Charakter der verehrten Mitglieder ,

einen Blick auf die gegenwaͤrtige hohe Verſammlung wirft ,
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Eg fann fih , wenn eine : Anflage gegen Mitglieder der

oberſten Staatsbehoͤrde einmal hier zur Sprache kommen

ſollte , leicht treffen , daß die Kammer alsdann auch nicht
vollzaͤhliger verſammelt ſey , als heute . Ich bitte nur

ſtatt aller weitlaͤuftgen Ausfuͤhrung , ſich den Fall zu deu⸗

fen , onß wir gegenwaͤrtig uͤber eine ſolche Anklage ab -

ſtimmen ſollten ; und demnach aus unſerer Mitte 3 Mit -

glieder als Unterzeichner der Motion auszuſchließen ; —

wie viele blieben dann noch uͤbrig, welche nach der ganzen

Zuſammenſetzung der erſten Kammer nicht fuͤr ihre Perſon
in ſehr nahen Dienſtverhaͤltniſſen mit dem Anzuklagenden
ſtaͤnden ? Man muß ferner wohl unterſcheiden zwiſchen einem

leidenſchaftlichen Anklaͤger und zwiſchen den Milgliedern der

einen oder der andern Kammer , welche die Vermuthung
fuͤr ſich haben , daß ſie ohne perſoͤnliche Befangenheit des

oͤffentlichen Beſten wegen , auf die Anklage angetragen
haben . Ich ſehe keinen Grund ein , warum dieſen das

Stimmrecht benommen werden ſollte .

Seine Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :
Wenn die Ehre und die buͤrgerliche Exiſtenz eines

Staatsbuͤrgers auf dem Spiele ſteht , ſo iſt auch der

Schein einer Partheylichkeit auszuſchließen . Es iſt vor⸗

augufehen , Daf jene Mitglieder nicht gegen den von ih -
nen felbft gemachten Antrag timmen werden .

v. Kettner : Der Anflåger fol niht zugleich Rich -
ter feyn ; und zwifhen jenen Mitgliedern und einem An⸗

klaͤger tritt wenigſtens eine Aehnlichkeit ein .

Regierungs - Commiſſaͤr geh. Ref . v. Liebenſtein :
Wenn auch durch die Abſtimmung , von welcher im Şen
die Rede iſt , der Angeſchuldigte noch nicht verurtheilt
wird , ſo iſt es doch ſchon ein großes Uebel , auch nur in

den Anklageſtand verſetzt zu ſeyn . Schon der Angeklagte
ſinkt in der oͤffentlichen Meinung

Sehr v Weffenb erg : - E$ ift hier bios von der
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Frage die Rede , ob der Angeſchuldigte augeklagt werden
ſoll oder nicht ? und da ſehe ich nicht ein , warum jene

Mitglieder ihres Stimmrechts beraubt werden ſollten .
Man wuͤrde ſo ihren wackern Entſchluß , ſich fuͤr das oͤffent—

liche Beſte einer ſchweren Pflicht zu unterziehen , gleichs
am mit einer Strafe belegen . Anders waͤre es , wenn

die Kammer , wie in England und Frankreich , das Ober⸗

haus, zugleich Gerichtshof waͤre.

Hebel : Es muͤßten ſonſt in der That die ſaͤmmtlichen
Mitglieder der Kammer von der Abſtimmung ausgeſchloſ⸗
fen werden , da ja die Kammer durch den Beſchluß , eine

Anklage zu erheben , zur Anklaͤgerin wird .

Frhr . v. Zyllnhardt : Die Motion iſt nur eine

vorlaͤufig abgegebene Stimme . Der Proponent und die —

Jenigen , welche die Motion unterzeichnet haben , koͤnnen

hierdurch des Rechts mitzuſtimmen und , des verfaſſungs —

maͤßigen Anſpruchs darauf , daß ihre Stimme gezaͤhlt

werde , nicht verluſtig werden ; auch koͤnnen ſie durch die

weitern Verhandlungen uͤber den Antrag allerdings beſtimmt
werden , von der fruͤhern Meinung abzugehen .

v. Rotteck : Und wenn der Proponent auch , was

der Regel nach geſchehen mag , bey ſolcher Meinung ver -

harrt , ſo iſt darum noch keine Befangenheit vorhanden .

Jim ift eben frůber alg den Uebrigen , durch eigene For -

chung und Ueberlegung , klar geworden , was zu thun

oder zu beſchließen raͤthlich und gut ſey . Darum ſtellte
er den Antrag . Durch die Verhandlung des Antrags
moͤgen dann andere dieſelbe Ueberzeugung gewinnen ,
und daher auf Seite des Proponenten treten . Hier und

ort — wenn nicht ganz beſondere Umſtaͤnde eintreten ,
don welchen dag Gefez aber nicht fpricht — erfeheint deg -

alb niht die mindefte Befangenheit , und nur mer Das

emuͤth der Menſchen durchſchaute , vermoͤchte ſie da ,
wo ſie wirklich vorhanden iſt , zu erkennen . Die Aus —
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ſchließung vom Stimmrechte wegen eines allgemeinen Ver⸗

dachts , waͤre alſo nicht nur kraͤnkend, ſondern , da die

Conſtitution einem jeden Mitglied das Stimmrecht ohne
alle Ausnahme verleiht , zugleich eonſtitutionswidrig .

Bachariå tritt dDiefer Meinung mit der Bemerfung

bey , daf er jene Mitglieder fogar fúr verpflichtet
halte , mit uͤber die Hauptfrage abzuſtimmen .

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein !
Hier ſcheint mir doch eher fuͤr die Beybehaltung des Fen ,
wie er im Geſetzentwurf gefaßt iſt , zu ſtimmen zu ſeyn ,
da die 5 Mitglieder , welche die Motion unterzeichnet ha

ben , doch immer dem Angeklagten als partheyiſch erſchei⸗
nen muͤſſen , und bey der Abſtimmung daruͤber : Ob die

Anklage Statt haben ſoll oder nicht ? dieſe 5 Stimmen

welche ſich ſchon gegen den Angeklagten vorlaͤufig ausge⸗

ſprochen haben , allerdings den Ausſchlag geben koͤnnen —

— Ich glaube daher , daß es mit der Billigkeit und der

Gerechtigkeit gegen den Angeklagten im genauen Zuſam —
menhang ſtehe , daß die Faſſung des Hen 7. in dieſer Be⸗

ziehung bleibe , wie ſie iſt ; und ich kann ſonach mit den

Anſichten der Commiſſton hierin nicht uͤbereinſtimmen . —

Jeh halte die in dem Geſetzentwurf gewaͤhlte Faſſung ,
„ daß naͤmlich diejenigen fuͤnf Mitglieder der Kammer ,

melhe die Motion unterzeichnet haben , von der En ”

febeidung : Ob die Mnflage Statt haben folle oder niht ?
ausgeſchloſſen bleiben “ , fúr um fo wefentliher , als cô

fih von der Ehre und vieleicht der ganzen Eriftenz eint ?

oberſten Staaisdieners hier handelt , und dieſelbe Wirkunß

ſich bey einem partheyiſchen Ausſpruch , bey den Staͤnde⸗

mitgliedern ſelbſt aͤußern werde , wenn — als worauf ich

in einer beſondern Motlon viellelcht noch antragen werde

—ſich die Gerichtsbarkeit des Staatsgerichtshofes auch

auf die Kammern ſelbſt erſtrecken ſollte .

Şrhr . v. Tårfheim : So lange die Sache noh M

den Kammern verhandelt wird , duͤrfte eher die Anklag !
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ane rechtliche Gunſt fuͤr fich haben . Denn , ſo lange ſie

noch nicht dem Gerichte uͤbergeben iſt , iſt nur davon die

Rede , ob uͤberhaupt die Beſchuldigungen naͤher unter —

ſucht werden ſollen .

Die hierauf vom Vicepraͤſidenten geſtellte Frage :

Ob , nach dem Antrage des Commiſſionsberich⸗
tes , bey der Abſtimmung uͤber die Klage , auch

die 3 Mitglieder , welche die Motion unterzeich⸗

net haben , zum Stimmen zuzulaſſen ſehen ?
wurde von der

Kemmer

mit r5 Stimmen gegen 4 bejaht . Bey demjelben Şen

Wurde auf Veranlaſſung einer im Commiſſionsbericht ent —

haltenen Aeußerung , die Frage eroͤrtert :

Ob ſich Mitglieder der Kammer , welche Amts -

genoſſen der Angeſchuldigten waͤren, ihres Stimm⸗

rechts bey der Abſtimmung uͤber die Anklage zu

enthalten haͤtten?
Es wurde bemerkt von der einen Seite , ( von dem

Hofr . v. Rotteck ) daß es wenigſtens in ſehr vielen

Faͤllen hoͤchſtbedenklich ſeyn wuͤrde , auch dieſe ſchon durch

ihre Stellung den Verdacht der Befangenheit erre —

genden Mitglieder zur Abſtimmung zu laffen , Daf , wenn

man ſie auch nicht ausdruͤcklich von der Abſtimmung aus⸗

ſchließen koͤnne oder wolle , doch dieſe ſchon im Jahr 1820

von der Kammer geaͤußerte Bedenklichkeit foͤrmlich im

Protocolle niederzulegen ſeyn wuͤrde ; von der andern

Seite aber ( von dem Frhru . v. Zyllnhardt und dem

Herrn Regierungs - Commiſſaͤr ) daß man die Sache beſ —
fer der Dis eretion dieſer Mitglieder uͤberlaſſe , ( von Za⸗

chariaͤ ) daß es ſogar die Pflicht dieſer Mitglieder ſeyn

duͤrfte , mitzuſtimmen , ( von dem Frhrn . v. Gayling
unter Beytritt des Praͤlaten Hebel ) daß das bey der

Sleich vorhergehenden Frage angewendete Princip auch
Dier in Anwendung kommen muͤſſe .
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Die Kammer pielt eg fúr genügend , daf diefe Vo

i . merkungen in dem Protokoll niedergelegt wården .

Endlich wurde wegen der in demſelben Fen vor —

kommenden Worte :

„ wenn die Motion auf eine Anklage gegen ſaͤmt —
nlihe Mitglieder der oberfien Staatsbehsrde ge -

| Frichtet iſt, “

Eon auf eine bon dém Heren Regierungscommiſſaͤr gemachtel
: Bemerkung einſtimmig

be fhtoffen :
| l

die Faffung diefer Worte mit der bey dem 3. Şen

des Geſetzentwurfs dber die Verantwortlichkeit
der oberſten Staatsdiener angenommenen Verz
åndérüng bey der definitiven Redaction in Ueber

ſtimmung zu ſetzen
Bey dem

bemerkte der Hofrath v. Rotteck , daß durch diefen
i i Sen dem Mifverfåndnife vorgebeugt werden folle , als

ob auch Die Kammer , an welche von der andern ein

Antrag auf Erhebung einer Anflage gebracht werde ,

die befondern und feperlihen Formen zu beobachten

habe , än welche die Rammer , von welcher die Anflage

zuerſt beſchloſſen werde , durch das Gefez gebunden fer

Der Here Regierungscommiſſaͤr und der Frhra v. Zylln⸗
hardt traten dieſer Anſicht bey

| |
— —

M Nach einer hber die rage :

O i Wie weit fich dag Recht des Angeſchuldigten , an
'

| dên Berhandlungén dèr Kammern Antheil zu neh -

men , erſtrecken ſolle ?

gehaltenen ausfuͤhrlichen Beſprechung , an welcher der

Herr Regierungscommiſſaͤr , Se . Durchlaucht der Hert

ge

daf
nen
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gü | Fuͤrſt v. Loͤ wen ſte in , der Landoberjaͤgermeiſter
. Kettner , der Hofrath v. Rotteck , die Freyherren

v. Tuͤrkhe im , v . Weſſenberg und v. Zyllnhardti
Theil nahmen , imd welche fich vorzüglich über die Art

smt -
| Derbreitete , wie dem Angefhutdigten , unbeſchadet des

uͤr die Anklage ſprechenden oͤffentlichen Intereſſes ,ane
E ——— den Kammern vollſtaͤndiges Gehoͤr verſtattet

bte | Werden fönnes
| beſchloß

die Kammer , auf die von dem Vicepraͤſidenten
—

gehaltene Umfrage , mit 15 Stimmen gegen 4

fcit den Şen mit den in dem Commiſſtonsberichte vor —

3 geſchlagenen Abaͤnderungen anzunehmen ;

—* wobey der Herr Regierungscommiſſaͤr bemerkte , daß
alſo , nach dem Commiſſtonsberichte und nach den von
dem Srýrn . v. 8Syllnhardt maͤndlich hinzugefuͤgten
Erlaͤuterungen , der angeſchuldigte Staatsdiener berech —

ſen tigt fey , allen und jeden die Nnflage betreffenden

alg Sigungen beider Kammern , dieſe Sitzungen moͤchten
geheim oder oͤffentlich ſeyn , beyzuwohnen ; und daß der

de ,
von der Commiſſion vorgeſchlagene Zuſatz :

— „ die Sitzung , worin uͤber die Anklage abgeſtimmt

agt
| wird, iſt immer oͤffentlich “

*

fey :
| ſich nur auf die Publicitaͤt der Verhandlungen uͤber —

*— haupt beziehe
Sia EO

Hier kam zuvoͤrderſt die Frage zur Berathung ;
„ Ob auch den Mitgliedern der oberſten Siaats

añ behoͤrde die Einficht der Commiſſionsacten nicht
ch- zu verweigern ſey ?

Der Herr Regierungscommiſſaͤr bemerkte hierbeh ,
sod F der Grund der deshalb in dem Entwurf enthalte -

T
en Beſtimmung der ſey , daß einestheils die ganze
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Verhandlung nicht als ein Staatsgeheimniß betrachtet

werden koͤnne und duͤrfe , und daß anderntheils die

oberſte Staatsbehoͤrde im Stande ſeyn muͤſſe , ſich in

jedem —

au unterrichten :

Der Frhr . v- Zylinhardt erwiederte hierauf

daĝ ja den Gikungen der Rammer jederzeit Regierung

commiſſaͤre beywoͤhnten , durch welche die oberſte Staats —

behoͤrde ohnehin von dem jedesmaligen Stande der

Verhandlung in Kenntniß geſetzt wuͤrde , und welchen

allerdings die Einſicht aller Verhandlungen nicht ver —

weigert werden koͤnne .

Auf Antrag des Hrn . Regierungscommiſſaͤrs wurde

hierauf einſtimmig
befġtoffen :

die Anfangsworte des Hen ſo zu faſſen :

„ den Angeſchuldigten , den ſaͤmtlichen Mitgliedetn

der Kammern und den Regierungscommiſſaͤreß
darf die Einſicht ꝛc. “

Weiter machte der Hofrath v. Rotteck bey den

Endworten des Fen :

„ darf die Einficht aler bey der Commiffion po ”

handenen Neten nicht verweigert werden, ”

auf die Nothwendigfeit der im Commiſſionsberichle

vorgeſchlagenen Abaͤnderung auſmerkſam , indem die

unbefimmte Gafung jener Worte leicht zu Folgerungt

Veranlaſſung geben koͤnne, welche får den Erfolg det
Anklage ſehr bedenklich werden wuͤrden .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr erklaͤrte ſeine Zu

ſtimmung zu dieſen Abaͤnderungen , ſo wie zu dem , VI

der Commiſſion in Vorſchlag gebrachten Zuſatze wegel

der Entwerfung der Anklageacte . Es wurde hiereu

diefe Stelle deg . Şen mit der im Commiffiongberihi"
enthaltenen Abånderung und Ergaͤnzung angenommen —
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Ç ot .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr erklaͤrt die Zuſtim⸗
mung der Regierung zu den in dem Commiſſtonsbe —
richte in dieſem Şen , fo wie zugleich får dên Şen g.
des Geſetzentwurfs vorgeſchlagenen Modificationen , je —

doch mit dem Vorbehalte , daß die Einreichung der An —

klageacte und der Belege an den Praͤſidenten des Ge —

tihtshofes der Berathung ber den §, 19 . deg vorliegen -
den Gefegentwurfes vorbehalten bleibe .

Bey dem

zweyten Titel des Geſetzentwurfes
wurde zuvoͤrderſt von dem Vicepraͤſidenten die

Frage zur Berathung ausgeſtellt :
Wie uͤberhaupt der Staatsgerichtshof zu bilden

ſey ?
Der Frhr . v. Zyllnhardt bemerkte auf eine von

dem Herrn Regierungscommiſſaͤr gethane Aeußerung ,
daß die Meinung der drey Commiſſionsglieder , welche
auf die Aufnahme der 12 aͤlteſten Mitglieder des Ober⸗

hofgerichts , oder der ſie erſetzenden Hofgerichtsraͤthe
( wobey es auf die gegenwaͤrtige Zahl der Oberhof⸗

gerichtsmitglieder nicht ankomme ) in den Staatsgerichts⸗
hof angetragen haͤtten , keineswegs dahin gehe , daß es

wegen des Reſultates , das die Abſtimmung uͤber einen

andern Theil des Geſetzentwurfs , naͤmlich dber die Coms

petenz des Staatsgerichtshofes gegeben habe , nunmehr
bey der im Entwurfe aufgeſtellten Organiſation des

Staatsgerichtshofes ſein Bewenden behalte . Nur dahin
gehe ihre Meinung , und ſo laute auch der Commiſſtons —
bericht, daß ihr Vorſchlag auf noch ſtaͤr kern Gruͤnden

ruhen wuͤrde , wenn der Staatsgerichtshof alle ver .

faſſungswidrige Handlungen ſchlechthin zu beſtrafen
haͤtte. Fur den Vorſchlag der Commifſton ſpreche im⸗

Protokolle der 1. Kammer . 30
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mer noch vorzuͤglich di e beybehaltene Beſtimmung , daß

der Staatsgerichtshof auch auf die peinliche — —der

Dienſtentſetzung erkennen koͤnne .

o. Rotteck : Nach meiner Anſicht — nachdem

die peinlichen Verbrechen von der Competenz des Staats⸗

gerichtshofes ausgeſchloſſen worden ſind , nicht weiter

von der Aufnahme des Oberhofgerichts in den Staats —

gerichtshof die Rede ſeyn ; denn ſonſt wuͤrden in dem

Staatsgerichtshofe dieſelben Perſonen figen , welche

auch uͤber das Verbrechen des gemeinen Rechts zu er⸗

kennen haͤtten .

Frehr . v. Tuͤrkheim : Dieſe Bemerkung iſt ſeht

richtig . Nun ſcheint mir dem Antrage der Regierung

weiter nichts entgegen zu ſtehen , vielmehr ſcheint mir

die Annahme dieſes Antrags eine faſt nothwendige Folge

von der Abſtimmung uͤber den hen 10 . des andern Ge —

ſetzentwurfs zu ſeyn .

Reg . Comm geh . Ref .v . Liebenſtein : Schon bey

dem 10 . hen des erſten Geſetzentwurfs habe ich bemerkt ,

daß denn doch der Staatsgerichtshof nicht der ordent⸗

liche Richter des Angeklagten ſeyn wuͤrde , wenn man

auch das Oberhofgericht ganz oder zum Theil in den

ſelben aufnaͤhme . Jetzt ſoll nun der Staatsgerichtshof

nicht uͤber das gemeinrechtliche Verbrechen , ſondern

nur uͤber die Verletzung der Verfaſſung erkennen . Und

gleichwohl wollte man in denſelben das Oberhofgericht

aufnehmen , welches doch als ordentliches Gericht be—⸗

rufen ſeyn kann , uͤber dieſelbe That , in ſofern ſie ein

gemeinrechtliches Verbrechen iſt , zu erkennen . Zu die —

ſer Haupteinwendung kommen noch andere von ſecundaͤ⸗
rer Wichtigkeit . Sollte mit dem Oberhofgericht uͤber

kurz oder lang eine Veraͤnderung vorgenommen werden ,

ſo wuͤrde unſer Geſetz nach dieſer neuen Ordnung der
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Dinge nicht weiter ausfuͤhrbar ſeyn . Auch jetzt ſchon
iſt die Zahl der Oberhofgerichtsraͤthe kaum hinreichend ,
um den Staatsgerichtshof , ſo wie dieſer nach dem Vor —

ſchlage der Commiſſion organiſirt ſeyn ſoll , vollzaͤhlig
zu machen .

v. Rot teck : Die Gruͤnde, welche im Jahr 1820

gegen das Oberhofgericht ,als Staatsgerichtshof ſchon im

Allgemeinen angefuͤhrt worden ſind , beſtehen noch jetzt .
Ein neuer Grund fuͤr die entgegengeſetzte Meinung iſt
bis jetzt nicht aufgeſtellt worden . Dagegen ſtreitet wider

dieſe Meinung jetzt noch der Umſtand , daß die Com -

peteng des StaatSgerichtghofs auf die Verlegung der

Verfaſſung als ſolche beſchraͤnkt worden iſt .

Frhr . v. Weſſenberg : Der zweyte Abſatz des

$. 14 . des in Berathung liegenden Geſetzentwurfs , wel⸗

ther dahin geht , daß wenigſtens die Haͤlfte der Mit —

glieder des Staatsgerichtshofs , welche die beiden Kam —

mern zu ernennen haben , rechtsgelehrte Staatsdiener

ſeyn ſollen , gibt mir Veranlaſſung , zu bemerken , daß
ich die Beſtimmung weit zweckmaͤßiger erachte , daß eine

beſtimmte Anzahl von Mitgliedern des Oberhofgerichts
in den Staatsgerichtshof aufgenommen werden muͤſſe.
Hierdurch wuͤrde die Abſicht des zweyten Abſatzes des

S. 14 . volftåndig , und befer erreichte Dieſer Abſatz
wuͤrde daher uͤberfluͤſſſg. Dabey erklaͤre ich mich zum
voraus dahin , daß mir nunmehr die Aufnahme einer

beſchraͤnktern Anzahl von Oberhofgerichtsraͤthen , z. B .

don fuͤnf, hinreichend und paſſender ſcheine , als die

Aufnahme des ganzen Oberhofgerichts . Auf die Be —

merkung , daß die Berathung uͤber den Vorſchlag der

Regierung , und den im Commiſſionsberichte gemachten

wohl fuͤglich mit der uͤber den Vorſchlag des Hofraths
v. Rotteck verbunden werden koͤnne, verliest der Hof -
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rath v. Rotteck die dieſen Vorſchlag betreffende Stelle

ſeines Beyberichts .

Zachariaͤ : Auch die vorliegende Frage gehoͤrt zu

denen , welche eben ſo entſcheidend fuͤr das ganze Schick⸗

ſal des Geſetzes , als ſchwierig ſind . Die Regierten

rechten mit der Regierung . Die Frage iſt : wer ſoll

den Streit ſchlichten ?

In Großbritannien und in Frankreich richtet in

Faͤllen dieſer Art das Oberhaus nach dem Grundſatze /

daß das Oberhaus , dem Fuͤrſten und dem Volke ver⸗

wandt , die Vermuthung der Keinſeitigkeit fuͤr ſich habe —

Doch bey uns geht die Anklage von beiden Kammern

aus .

In den Verhandlungen der Kammer ſind mehrere

Vorſchlaͤge enthalten , die Aufgabe zu loͤſen.

Ich ſpreche billig zuerſt von dem Vorſchlage des

vorliegenden Geſetzentwurfes . Dieſer ſcheint mir nun

ſtreitende Grundſtoffe in ſich zu vereinigen ; in dieſem

Staatsgerichtshofe iſt alles ſchwankend und wogend .

So ſehr ich auch dem Scharfſinne der Bildner dieſes

Gerichtshofes alle Gerechtigkeit wiederfahren laſſe , ſo

erinnert er mich doch an die feindlichen Bruͤder einer

der groͤßten Dichter unſerer Nation . Mir iſt , als

muͤßte der Angeklagte allemal durch die Stimme der

Minerva losgeſprochen werden .

Nach dem Geſetze vom Jahr 1820 bildet das Ober⸗

hofgericht den Staatsgerichtshof . Da ſtehen wir nun

an der wichtigen und ſchwierigen Frage : ob den Ge —

richten ein politiſcher Einfluß einzuraͤumen ſey ? Ich
wage niht , auf diefe fo umfafende Frage Hier einzu ?

gehen , fo fehbre ih auh — aus Grundſaͤtzen — ein

Freund ausfuͤhrlicher Vortraͤge bin . Ich bemerke nur -

daß uͤberall die Gerichte einen ſolchen Einfluß , z. B —
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tele | in ſofern haben , als ſie in Sachen der Staatskaſſe
ſprechen . Doch ſteht dieſem Plane das entgegen , daß

t zu unſer Staatsgerichtshof wenigſtens zugleich eine Dienft -
hide | potizeyftele ift .
rten

|
Ich komme zu den Vorſchlaͤgen meineg verehrten

ſoll Freundes . Wenn ſie auch etwas von dem gewoͤhnlichen

abweichen , ſo wird doch , wie die Erfahrung der letzten
t in dreyßig Jahre zeigt , oft etwas gewoͤhnlich ,was anfangs
atze / ungewoͤhnlich , ja unmoͤglich zu ſeyn ſchien .
pers | Der erfte von diefen Borfchlågen geht dahin , die

abe : | Mitglieder deg Staatsgerichtshofs von dem Volke un —
nern mittelbar oder mittelbar waͤhlen zu laſſen . Ich will

|
nicht tadeln , daß dieſer Vorſchlag im Geiſte der Volks

rere herrſchaft iſt . Verfaſſungen , wie die unfetige , find

Mittelweſen zwiſchen der Einherrſchaft und der Volks —

des herrſchaft , und eben darin beſteht ihre Vollkommenheit ,
nm

|
da auch der Menfh nur ein Mittelwefen ift,

eſem Aber darin kann ich dem Redner nicht beytreten ,
end . daß er in dem Streite zwiſchen den Kammern und der

efes | Regierung das Volk fuͤr neutral Hált . Wie mögen wit

, f | dag Bolt von den Kammern trennen , die eg vertreten ?
iner Auch zweifle ich , ob das Volk ein tauglicher Rich —
als ter får die Fåhigteit zum Richteramte ſey . In Athen

der wurden Die Richter gröftentheils von dem Volke ge -
| wählt ; die athenienfifhen Gerichte haben den Sofrates

bers
|

berurtheilt . Die rómifhen judices wurden nicht durch
nun | Volkswahl ernannt . In Amerika wird uͤber die Be —

Ge⸗ſchaffenheit der Gerichtsverfaſſung nicht wenig geffagt ;
gh |

Mein verehrter Freund macht einen andern Bor -

nzu⸗ ſchlag, nach welchem aus den Notabeln oder biderben
ein Maͤnnern deg Volfs dag Loos die Mitglieder deg

mi | Staatggerichtshofs beftimmen foti .



——

—

—

—

⸗

—

—

——

——

—

—

468 Protokolle der Erſten Kammer .

Einen aͤhnlichen Vorſchlag habe ich im Jahr 1820

gethan ; nur daß ich nicht das Loos zu Huͤlfe nahm .

Allein obwohl ein beruͤhmter Schriftſteller , Mon —

tesquieu , behauptet , daß die Beſetzung der oͤffentlichen

Stellen durch das Loos dem Geiſte der Volksherrſchaft

ganz beſonders entſpreche , obwohl bey den Arhenienz

ſern mehrere oͤffentliche Aemter durch das Loos beſetzt
wurden , ſo bin ich doch der Meinung , daß ein Volk

ſeine verfaſſungsmaͤßige Freyheit verlieren muͤſſe, wenn

es nicht ſeinem Urtheile , ſondern nur dem Looſe ver —⸗

trauen fann :

Es iſt mir noch der Vorſchlag des Commiſſtons⸗

berichtes uͤbrig , welcher zugleich me ine Meinung ents

haͤlt. aiy

Nach dieſem Vorſchlage beſteht der Gerichtshof ,

da er theils eine Dienſtpolizeyſtelle , theils ein Gericht

iſt , aus zwey weſentlich verſchiedenen Beſtandtheilen .

In der erſtern Eigenſchaft beſteht er billig aus

Mitgliedern , welche von dem Fuͤrſten und den Kam —

mern gewaͤhlt werden . Dieſer Beſtandtheil wirkt nun

aufregend , nicht ſich ſelbſt zerſtoͤrend .

In der zweyten Eigenſchaft wird der Staatsge —

richtshof durch das Oberhofgericht gebildet . Mag auch

der Staatsgerichtshof nicht uͤber die Verbrechen des

gemeinen Rechts erkennen , er erkennt doch auf die

Strafe der Entſetzung .
Wie moͤgen wir das Schiff dem Meere des oͤffent⸗

lichen Lebens ohne einen genuͤgenden Ballaſt vertrauen ?

Wie koͤnnten wir verkennen , daß auch die ſogenannten

politiſchen Vergehungen nach Rechtsgrundſaͤtzen zu be

urtheilen ſind ? Die Haupteinwendung gegen das Ober

hofgericht , als einen Beſtandtheil des Staatsgerichts

hofes , iſt die , daß es zugleich berufen ſeyn kann , uͤber

TF i
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das Verbrechen des gemeinen Rechts atg dag ordent -

liche Gericht zu erkennen . Ich antworte

Erſtens : daß dieſe Einwendung durch die Ana —

logie der Gerichtsverfaſſung keineswegs unterſtuͤtzt wird .

Die allgemeine und die beſondere Unterſuchung wird von

demſelben Richter gefuͤhrt . Selbſt nach unſerm Geſetz⸗

entwurfe erkennt der Staatsgerichtshof zugleich uͤber

das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen

Stand .

Zweytens : Iſt das Oberhofgericht zugleich ein

Beſtandtheil des Staatsgerichtshofs , ſo wird es im

Stande ſeyn , wenn es uͤber das Verbrechen des gemei —

nen Rechts erkennt , die That deſto allſeitiger zu beur —

theilen . Auch das hat man gegen den Plan eingewens

det , daf eine Veraͤnderung in unſerm Geſetze nothwen⸗

dig werden wuͤrde , wenn das hoͤchſte ordentliche Gericht

deg Landes eine andere Organiſation erhalten ſollte .

Aber alle Geſetze werden mit Ruͤckſicht auf die beſte —

hende Organiſation des Staates abgefaßt .

Uebrigens iſt es nicht mein Kind , fuͤrwelches ich

ſpreche . Nur der Vorſchlag , von dem Plane deg Ent -

wurfes abzuweichen , ruͤhrt von mir her , der Plan des

Commiſſionsberichtes iſt von dem verehrten Mitgliede ,

das mir zur Seite ſitzt , ( Staatsrath Frhrn . v. —A

hardt ) entworfen worden .

v. Rotteck : Ich bin keineswegs geſonnen , meine

Ideen uͤber zweckmaͤßige Bildung eines Staatsgerichts —

hofs eigenſinnig zu behaupten . Es genuͤgt mir , ſie

hingeworfen zu habens fie moͤgen ſich ſelbſt geltend

machen , wenn fie gut ſind , ſie moͤgen fallen , wenn man

ſte als verwerflich erkennt . Auch habe ich ſchon in mei⸗—

nem Beybericht dasjenige vorgetragen , was zur Be —

leuchtung ihres Grundes und ihrer Weſenheit noͤthig ifi.

Zwanzigſte Sitzung dom 8. Juny .
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Nur ſey mir vergoͤnnt , einige Mißverſtaͤndniſſe ,
die ich in dem Vortrag meines verehrten Freundes

wahrgenommen ,durch eine kurze Erklaͤrung zu berich⸗
tigen , und damit noch einige kurze Betrachtungen uͤber

den uͤbrigen Inhalt ſeiner Rede zu verbinden .

Mein verehrter Freund will nicht zugeben , daß die

Idee der politiſchen Autoritaͤt des Oberhofgerichts als

Staatsgerichtshof auf die Beſetzung ſeiner Stelleh von
Einfluß ſeyn werde , da ja auch die Idee von ſeiner

Competenz in Streitſachen des Fiscus ſolchen Einfluß
nicht habe .

Allein himmelweit verſchieden iſt das Verhaͤltniß
hier und dort . Die Regierung kann wohl und muß

aufrichtig wuͤnſchen , daß die Proceſſe des Fiscus ftreng -

rechtlich entſchieden werden . Von mehreren Regierun⸗

gen ſind ausdruͤckliche Verordnungen an die Gerichte
ergangen , im Zweifel eher gegen als fuͤr den Fiscus

zu entſcheiden . Von Seiten der Miniſter iſt hier ent —

weder gar keine , oder nur eine geringe Betheiligung
vorhanden .

Gang anders aber in perfónlichen Straffachen , woz

von eg fich Hier handelt . Bey fo nahe liegenden , gang

perſoͤnlichen , und hoͤchſt wichtigen Intereſſen if die

Betheiligung zu groß , um nicht auch eine Befangen⸗
þeit zu bewirfen , und eine Unlauterfeit in den Motis

ven der Dienftbefegung beforgen zu maden .
Gegen die wiederholt angeregte Vorſtellung des

Staatsgerichtshofs als einer Dienſtpolizeyſtelle
will ich mich wiederholt auf meine ſchon in der letzten

Dis cuſſion erhobenen Gegenbetrachtungen berufen .
Meinen erſten Vorſchlag — Bildung des Staats ”

gerichtshofes durch Volkswahl in Urverſammlungen ,
oder in den daraus hervorgegangenen Collegien von
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Wahlmaͤnnern — findet der verehrte Redner fuͤr ver⸗

werflich ſchon aus dem Grunde , weil die Wahlmaͤnner

und das geſamte Volk nie eine neutrale Behoͤrde ſeyn

koͤnne, ſondern vielmehr mit den Kammern , ſo wie der

Vollmachtgeber mit dem Bevollmaͤchtigten , zuſammen —

haͤnge , und weil uͤberhaupt Volksgerichte hoͤchſt gefaͤhr⸗

lich , und mit dem monarchiſchen Princip unvereinbar⸗
lich waͤren .

Allein ich habe nicht von denjenigen Wahlmaͤnnern

geſprochen , von welchen die Landtagsdeputirten ernannt

werden — denn bey denſelben wuͤrde allerdings die

gleiche Tendenz , wie bey ihren Gewaͤhlten zu vermu -

then ſeyn — ſondern von ſolchen , die nach einem ganz

andern Geſetz aus dem Schooße der Volksgeſamt⸗

heit hervorgegangen , oder vielmehr von Volksausſchuͤſ⸗

ſen , worin alle Klaſſen des Volks ihre Repraͤſentanten

Hätten . Dieſe koͤnnen allerdings unbetheiligt ſeyn , und

ſind es natuͤrlich ; eine Appellation an ſie erſcheint als

eine zuverlaͤſſige Controlle der Kammer , oder wie eine

Rechnungsprobe ; und es mag ihr Ausſpruch , oder der

Ausſpruch ihrer Gewaͤhlten zur Ueberzeugung fuͤhren,

daß die Kammern im Sinn der Geſamtheit , alſo des

Rechtes geſprochen und gehandelt haben , oder nicht

haben . Auch will ich ja kein Volksgericht , ſondern

nur ein aus dem Schooß der Volksgeſamtheit moͤglichſt

ſorgfaͤltig gewaͤhltes Collegium von Richtern . Das

Volk ſoll nicht richten , ſondern blos die Richter waͤhlen .

Dadurch wird keineswegs das monarchiſche Prin :

eip bedroht , oder das demokratiſche bis zur Ungebuͤhr

erhoben . Beide Principien in ſchrankenloſer Herrſchaft

ſind gleich verderblich , gleichmaͤßig Despotie erzeugend .

Darum ſind auch Volksgerichte in Demokratien noch

ſchlimmer , als ſie es in Monarchien waren , weil eben
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in der Vereinigung aller Gewalten die Despotie beſteht ;
und darum iſt die Monarchie gefahrdrohend , wenn fie
auch die Gerichte beherrſcht . In der Vereinigung , in

der weiſen Entgegenſetzung , oder wechſelſeitigen Be —

ſchraͤnkung beider Principien beruht das Heil - des

Staats und die Freyheit , und dieſes iſt eben , was

un ſere Conſtitution will , und ausdruͤcklich feſtſetzt . Sie

iſt nichts anders , als eine Maͤßigung des monarchiſchen
Princips durch das demokratiſche .

Gegen meinen zweyten Vorſchlag iſt die Gefaͤhr —
lichkeit des Looſes urgirt worden . Ich finde gerade
darin den entſcheidenden Vorzug meines Vorſchlags ,
vor demjenigen , welchen 1820 der verehrte Redner ge⸗
macht . Dort naͤmlich wurden beſtimmte Perſonen zu
Richtern geſetzt — deren Perſoͤnlichkeit alſo den bedenk⸗

lichſten Einwirkungen offen ſtand ; — ich baue auf die

Unparteylichkeit des Schickſals , und auf die Unmoͤg⸗
lichkeit der Einwirkung auf Unbekannte . Auch ſoll das
Loos nicht geworfen werden zwiſchen bedenkli chen und

unbedenklichenCondidaten , oder zwiſchen ſolchen , die

auf entgegengeſetzte Weiſe bedenklich ſind , ſondern nur

zwiſchen Unbedenklichen , d. h. zwiſchen ſolchen , gegen
deren Keinen ein beſonderer Verdachtsgrund obwallet ,
und deren durchs Loos gebildeter Ausſchuß daher den

moͤglichſt hoͤchſten Grad der Zuverlaͤßigkeit hat .

Wenn endlich der verehrte Redner in dem Beſchluß
der Kammer , wodurch die Competenz des Staatsge⸗
richtshofs auf das nicht peinliche Erkenntniß beſchraͤnkt
worden , keinen Grund der Verwerfung der von der

Commiſſion vorgeſchlagenen Zuſammenſetzung erkennen
will ; ſo werde ich zwar zugeben , daß — da denn doch
die Dienſtentſetzung unter den zu verhaͤngenden Strafen

ſteht — wohl noch einiger Brund Ood eben nicht Noth⸗
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wendigkeit ) uͤbrig geblieben iſt , eine Anzahl von Ober⸗

hofgerichtsraͤthen in den Staatsgerichtshof aufzuneh⸗

men : aber es iſt dagegen auch eine neue Unmoͤglichkeit

entſtanden , ſolches ohne weitere Benachtheiligung des

Rechts zu thun ; die naͤmlich , daß , da nunmehr ein

anderer — d. h. der ordentliche — Gerichtshof her die

peinlichen Verbrechen der Angeklagten zu erkennen hat,

und derſelbe zum Theil aus denſelben Mitgliedern ,

welche bereits im Staatsgerichtshofe geſprochen , be —

ſtehen ſoll , die Unbefangenheit dieſes peinlichen Tribu⸗

nals verloren gehen wuͤrde .

Solche Identitaͤt der Perſonen bey zwey verſchie⸗

denen Gerichten iſt eine Rechtswidrigkeit , gegen welche

der geehrte Redner vergebens die Analogie vonh der

Generals und Special - Unterfuchung anfuͤhrt . Dieſes

ſind nur zwey Acte einer und derſelben Unter ſuchung

iber ein und daffelbe Verbrechen , hinfuͤhrend auf ein

und daſſelbe Straferkenntniß . Wir aber ſprechen von

zwey, in einer That vorhandenen, weſentlich verſchiedenen
Uebertretungen , naͤmlich einer politiſchen und einer

rein peinlichen , und die wegen ihrer weſentlich verſchie⸗

denen Natur auch unbedingt zwey verſchiedene Unter⸗

ſuchungen und Gerichtshoͤfe fordern , und gang ver -

ſchiedenen Autoritaͤten unterſtehen .

Zachariaͤn So ungern ich uͤber denſelben Gegen —

ſtand zweymal um das Wort bitte , ſo glaube ich doch

der Achtung fuͤr meinen verehrten Freund eine Antwort

ſchuldig zu ſeyn .

Da defen Rede hauptſaͤchlich auf die Vertheidi⸗

gung der eigenen Vorſchlaͤge berechnet war , ſo will ich

zur Rettung des unſerigen nur das Einzige anfuͤhren ,

daf er mir dag nicht entfråftet gu haben ſcheint , was
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ich fuͤr die Aufnahme des Oberhofgerichts in den Staats⸗
gerichtshof aus der Analogie unſerer Gerichtsverfaſſung
entlehnen zu koͤnnen glaubte .

Der eigentliche Grund , aus welchem man gegen
dieſe Aufnahme ſtreitet , iſt der , daß man fuͤrchtet , das

Oberhofgericht werde , wenn es uͤber das Verbrechen
des gemeinen Rechts erkenne , gegen den Angeklagten
Parthey nehmen . Aber derſelbe Grund tritt nicht mehr
und nicht weniger ein , wenn derfelbe Richter die Ge -
neral - und die Special - Ynquifition fåhrt , oder wenn
der Staatsgerichtshof zugleich uͤber die Wiedereinſetzung
in den vorigen Stand erkennt

Das Urtheil uͤber den erſten Vorſchlag des ver —⸗
ehrten Redners , den ich uͤbrigens nicht mißverſtanden
zu haben glaube , laͤßt ſich auf die allgemeine Frage
zuruͤckfuͤhren , ob ein Machtgeber uͤber einen Streit zwi⸗
ſchen ſeinem Bevollmaͤchtigten und Dritten zu richten
befugt ſey . Der Machtgeber kann die Vollmacht nur
widerrufen.

Bey dem zweyten Vorſchlage hat der verehrte
Redner die Vortheile einer Entſcheidung durch das
Loos geprieſen . Aber ein jeder Gebrauch der Freyheit
iſt mit einer Gefahr verbunden . Mit demſelben Grunde
koͤnnte man auch die Cenſur als ein Mittel , den Ge —
fahren der Preßfreyheit vorzubeugen , vertheidigen .

Frhr . v: Tùrfheim : Nah den grůndlichen Bor -
trågen úber den Gegenftand diefer Debatte fann ih
nur noch eine kleine Nachleſe halten . Der Herr Hof⸗
rath v. Rotteck nimmt bey ſeinem erſten Vor ſchlage
das Volk als ein drittes Unbeltheiligtes an , welchem
er in dieſem Streit eine zuverlaͤßige Entſcheidung allein

zutraut . Dieß kann ich weder mit meiner eigenen
Ueberzeugung , noch mit den fruͤhern Anſichten des
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Redners vereinbaren . ES if fehr richtig gefagt worden ,

dag im Moment der AnÉlage eine Entjweyung Statt

Habe zwifhen Regierung und Regierten , zwiſchen den

Repråfentanten der Regierung , und den Repraͤſentan —

ten Deg Wolfs . Weder ergere noch letzteres iſt daher

unbetheiligt . Iſt es nun raͤthlich , im Augenblick ſolcher

Entzweyung aus Primaͤrverſammlungen des Volks die

Richter des Streits zu nehmen ? Die einzige Buͤrg⸗

ſchaft gegen Uebereilung iſt , wie der Geſetzentwurf und

die Commiſſion es will , wenn der Richter ſchon vor

dieſer Entzweyung voraus beſtimmt , und nicht im Mo —

ment der Leidenſchaft erſt geſucht wird , am allerge —

faͤhrlichſten aber waͤre es , wenn er alsdann durch Ur —

verſammlungen , von der Maſſe des Volks gewaͤhlt

werden ſoll , weil gerade das Volk , je tiefer man auf

die Elemente zuruͤckgeht , deſto leidenſchaftlicher ſich be —

wegt , wenn es einmal aufgeregt iſt .

Der zweyte Vorſchlag iſt dadurch weſentlich vom

erſten verſchieden , daß die Richter durch das Loos aus —

gemittelt werden ſollen . Hier wuͤrde alſo die Bildung

des Gerichts dem Zufall uͤberlaſſen , und eine Art von

Gottesurtheil , — nur etwas dem Geiſt unſeres Zeit⸗

alters angepaßt —eingefuͤhrt werden . Von ſolchen Or -

dalſen kann das Schickſal von Staatsbuͤrgern nicht ab —

haͤngig gemacht werden .

Wenn auch im Durchſchnitt das Loos unter einer

ſchon gelaͤuterten Klaſſe von Notabeln nicht unrecht

ausfallen mag , ſo wird doch im gegebenen einzelnen

Fall der Angeklagte durch einen ſolchen Durchſchnitts —

calcul nicht gefichert . Da ùbrigeng der §. ro . deg

Hauptgefegeg angenommen wurde , fo fann ih auch

mit der Commiſſton nicht ſtimmen , daß naͤmlich die

Mitglieder des Oberhofgerichts in den Staatsgerichts -
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hof aufgenommen werden ſollen . Schon im Allgemeinen

hat eine Compoſition aus zwey , ſich beſtreitenden , Wn -

ſichten nichts Empfehlendes fuͤr ſich . Zwar iſt der

Staatsgerichtshof nach dem Entwurf , wie ſchon be —

merkt worden iſt , keineswegs eine Dienſtpolizeyſtelle ;

allein gleichwohl iſt kein Grund vorhanden , ihn zur

Haͤlfte aus Mitgliedern der oberſten Juſtizbehoͤrde zu

bilden , denn er hat ja nach dem fruͤher gefaßten Be

ſchluß die That nicht von der Seite des gemeinen pein⸗

lichen Rechts zu beurtheilen , welches ad separatum

verwieſen worden iſt , ſondern er iſt rein politiſcher

Natur . Dienſtentfernung kann auch von der Regierung

verhaͤngt werden . Ich kann deshalb nur fuͤr die
Saf:

fung , wie fte im Entwurf fteht , ſtimmen .

v. Rotted : Gegen die beiden verehrten Redner ,

melhe wider mih auftraten , muf ih bemerfen , daf

allerdings ein Streit zwifhen den Kammern und der

Regierung das Volk entſcheiden koͤnne , und allein e $

koͤnne . Dieſes Volk wird immer die Maaßregeln und

Tendenzen der Kammern verwerfen , ſobald ſie dem

Recht und dem Geſamtwohl entgegen ſind ; und die

Regierung , ſo lange ſie das Rechte will , hat keine

feſtere und zuverlaͤſſigere Vertheidigung gegen die etwaige

Feindſeligkeit oder Verblendung der Kammern , als eben

das Volk . Zwar haben wir den Fall einer Entzweyung
im Auge , und von entzweyten Partheyen kann aller⸗

dings keine zugleich Richterin ſeyn : allein nicht eigent⸗

lich Regierung und Regierte , ſondern mehr nur das

Miniſterium und die Volksrepraͤſentation ſind unter ſich

entzweyt , und es muß alſo die eine oder die andere

Seite ſich im Unrecht befinden . Keines von beiden

aber , weder das Miniſterium , noch die Volksrepraͤſen⸗
tation iſt auf hoͤchſter Stelle befſindlich . Beide haben —

2
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eine noch hoͤhere Autoritaͤt oder Potenz uͤber ſich , jenes

naͤmlich den idealen Fuͤrſten ( weil der wirkliche hier

juridiſch gar nicht erſcheint , oder dureh die Rechtsfic —

tion als identiſch mit dem idealen dargeſtellt wird ) und

dieſe die Volksgeſamtheit , von welcher eine reine Wil —

lensaͤußerung wenigſtens moͤglich iſt , und eben geſucht
wird . Dieſe beiden hoͤchſten Potenzen nun — einerſeits

der ideale Fuͤrſt , und anderſeits die Volksgeſamtheit
—koͤnnen niemals entzweyt ſeyn ; was die eine will ,

das will nothwendig auch der andere ; und indem man

alfo die Volksgeſamtheit befragt , d. h. alſo , indem

man ihr das moͤglichſt lauterſte und zuverlaͤſſigſte Organ

zur Geſtinnungsaͤußerung gibt , hat man zugleich den

Sinn und die Tendenz des idealen Fuͤrſten erkannt ,

als von welchem —da der wirkliche Fuͤrſt im gegebenen Fall

juridiſch nicht erſcheinen darf — keine andere Willens —

aͤußerung oder Repraͤſentation gedenkbar iſt .

Doch iſts nicht einmal nothwendig , ſich an dieſe

— wiewohl gutbegruͤndete — Vorſtellung zu halten .

Man kann auch ein aus dem Schooß eines verſtaͤndigen

Volkes mit Sorgfalt gewaͤhltes Gericht , als Organ

nicht blos der Nationalgeſinnung , ſondern der allge —

meinen geſunden Menſchenvernunft anſehen , und ſeinem

Ausſpruch als jenem des edelſten , zuverlaͤſſigſiten Ge —

ſchwornengerichts wohl rudig vertrauen .

Aber mit Verwunderung habe ich vernommen , meine

Anſicht , zumal jene vom Looſe , ſtehe der Wahrheit ent —⸗

gegen , daß alles Gute , daher auch die Freyheit , mit

einiger Gefahr verknuͤpft ſey ; ich habe vernommen , daß

wer alle Gefahr hintanhalten wollte , auch z. B . die

Cenſur ſich gefallen laſſen muͤßte . Ein ſolches Mißver —

ſtaͤndniß hatte ich wahrlich nicht befuͤrchtet . Wohl

weiß ich , welche Gefahren die Freyheit mit ſich bringt ,
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und welche Tugenden und Opfer ſie fordert . Aber meine

Tendenz geht blos dahin , die allerſchlimmſte Gefahr zu

beſeitigen , naͤmlich jene , welche von der Willkuͤhr der

Menſchen herruͤhrt , und gegen welche die Gefahr des

bloßen Zufalls ſelbſt als Gutes erſcheint . Eine Billi —

gung der Cenſur liegt wohl nicht in dieſer Anſicht , da

ja gerade in der Willkuͤhrlichkeit der Cenſur das ſtaͤrkſte
Mottiv ihrer Verwerfung liegt . Doh wil ih geſtehen ,

daß , falls eine Cenſur ſeyn muͤßte , ich derjenigen ,

welche durchs Loos die zu ſtreichenden und die beyzu⸗

behaltenden Saͤtze beſtimmte , den Vorzug weitaus vor

der uͤblichen geben wuͤrde , welche nach Willkuͤhr ſtreicht
und zulaͤßt .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Weder der ideale Fuͤrſt ,

noch das ideale Volk ſoll den Streit entſcheiden , nur

ein Gericht , das vor der momentanen Entzweyung die⸗

ſer idealen Potenzen aufgeſtellt worden iſt .
Frhr . v. Berkheim : Mir duͤnkt , daß der Zweck ,

nach dem wir ſtreben , die Abſicht der Redner , welche
ſich uͤber den vorliegenden Gegenſtand geaͤußert haben ,

dahin geht , einen moͤglichſt unpartheyiſchen Gerichtshof
aufzuſtellen . Die Commiſſion hat zwiſchen dem Geſetze
vom Jahr 1820 und dem vorliegenden Geſetzentwurfe
einen Mittelweg gewaͤhlt. Der Grund , warum man

von dem Geſetze von 1820 , welches das Oberhofgericht
zum Staatsgerichtshof beſtellte , in dem jetzt in Bera —

thung ſtehenden Geſetzentwurf abgewichen iſt , war wohl
der , daß der Staatsgerichtshof von allen perſoͤnlichen
Ruͤckſichten frey und unabhaͤngig ſeyn ſoll , daß aber

die oberſten Staatsdiener , welche vor dem Staatsge —
richtshofe angeklagt werden koͤnnen , mit dem Oberhof⸗

gerichte in Beruͤhrungen geſtanden haben , oder treten

koͤnnen , welche mit jener Unabhaͤngigkeit kaum zu ver —
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einigen ſeyn duͤrfte . Dieſes Bedenken wird eben ſo
wenig durch den im Commiſſtonsberichte enthaltenen

Vorſchlag gehoben . Denn nach dieſem Vorſchlage iſt
das Oberhofgericht doch allemal ein Beſtandtheil des

Staatsgerichtshofes .
Reg . Comm . geh . Ref . v. Liebenſtein : Ich will

gegen die von dem Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ får
den Vorſchlag des Commiſſtonsberichtes angefuͤhrten
Gruͤnde nur noch folgendes anfuͤhren : Es iſt von mir

und andern behauptet worden , daß man , nachdem von
der Competenz des Staatsgerichtshofes die gemein —
rechtlichen Verbrechen ausgenommen worden ſeyen , nicht
weiter den ordentlichen Richter dieſer Verbrechen dem

Staatsgerichtshofe einſchalten koͤnne, da dieſer ſonſt
bey der Entſcheidung uͤber das gemeinrechtliche Ver —

brechen fuͤr befangen zu halten feyn wirde . Det Red -

ner þat diefe . Befangenheit zugefanden . Er Hat eg

jedoch fuͤr wünſchenswerth erklaͤrt, daß das Oberhofge⸗
richt in den Staatsgerichtshof aufgenommen werde ,
damit es deſto unterrichteter auch uͤber das gemeinrecht⸗
liche Verbrechen urtheilen koͤnne . Allein das Oberhof⸗
gericht wuͤrde als ordentlicher Richter nicht uͤber eine

neue Thatſache , nicht uͤber eine eingewendete Berufung ,
ſondern ganz uͤber daſſelbe Vergehen zu urtheilen haben.
Uebrigens hoffe ih , daf unfer Schiff auch opne Ballaſt
die See halten werde .

Srhr . v. Weffenberg : Wag die Mrt der Bildung
Und Zuſammenſetzung des Staatsgerichtshofes betrifft ,
ſo moͤchte ich , die Sache blos nach der Theorie betrach⸗ —
tet , dem von dem Herrn Hofrath v. Rott eck gemach⸗
ten Vortrag , daß derſelbe durch Wahlcollegien aug der

Mitte der verſchiedenen Claſſen des Volks beſtell
werde , den Vorzug geben . Dieſe Beſtellung des Staats

Protokolle der J. Kammer , 31
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gerichtshofs wuͤrde vielleicht am meiſten die Idee von

Unbefangenheit , welche hier wuͤnſchenswerth iſt , errei⸗
chen koͤnnen . Schaͤtzbar bleibt immer dieſe Idee , ſollte

ſie gleich jetzt nur als ein Vermaͤchtniß an kuͤnftige
Geſchlechter in unſeren Protokollen niedergelegt ſeyn .

Der Ausfuͤhrung ſtellen ſich aber jetzt , wo nicht unuͤber⸗

windliche , doch ſehr bedeutende Schwierigkeiten entge —

gen , in Hinſicht ſowohl der Beſtimmung der Waͤhlenden

als der Waͤhlbaren , als der Form der Wahl , wenn

auch uͤber den Punkt deg Koſtenaufwands ganz weg —

geſehen werden wollte .

Außerdem ſtoße ich auf zwey Dinge , denen ich

nicht beyſtimmen kann . Das Erſte iſt der Zufall des

Looſes , dem ein großes , fa entſcheidendes / Gewicht

eingeraͤumt wird . Dieß ſcheint mir der moraliſchen

Wuͤrde der Sache durchaus nicht angemeſſen . Noch

bedenflicher finde ich den Umftand , dag nach dem W

trag Deg Herrn Hofraths v. Rotte die Rihter nur

fuͤr den einzelnen Fall gewaͤhlt werden ſollen . Dadurch

wird das Gericht ein Specialgericht .

Specialgerichte aber haben immer etwas Gehäͤſſiges

Die Moͤglichkeit der Beſtechung findet bey jedem Ein —

zelnen , der auf was immer fuͤr eine Art zum Richtet

beſtellt iſt , Statt . Dieſe Moͤglichkeit vermag keine

geſetzliche Beſtimmung aufzuheben . Aber iſt nicht die
Beſtechung am gefaͤhrlichſten , die bey der Auswahl der

Richter ſelbſt ihren Einfluß ausuͤbt ? Und iſt die Ge

fahr der Beſtechung nicht weit groͤßer , wenn die Aus —

wahl nur fuͤr den einzelnen : Gall getróffew wird , als
wenn die einmal beſtellten Richter entweder lebenslaͤng⸗

lich oder doch eine gewiſſe Reihe von Jahren ihr Amt
hekleiden ? — Eben die große Schwierigkeit , den

=

Staatsgerichtshof durch Wahl befriedigend zu beſetzen ,

ETET i
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von hat fruͤher auf den Gedanken gefuͤhrt, deſſen Funetionen
der beſtehenden oberſten Juſtizſtelle im Lande zu uͤber⸗rrei⸗

ſollte tragen . Zweckmäßiger jedoch ſowohl uͤberhaupt , als

ftige beſonders jetzt , nachdem die Gerichtsbarkeit des Staats —

aͤber⸗ ſtimmt , blos auf die einfache That der Verletzung der

atge⸗ Verfaſſung eingeſchraͤnkt iſt , duͤrfte es ſeyn , wenn nur

uden eine beſchraͤnkte Zahl von Mitgliedern des Oberhofge —

menm | ticht dazu beſtimmt , die uͤbrigen Stellen des Staats⸗

weg⸗ Serichtshofs durch freye Wahl des Regenten und der

Kammern beſetzt wuͤrden . Daß dieſer Gerichtshof einige

y id | erfahrene und auggezeichnete RechtSaelehrte in fich fafa

roeg | fen folte , feint mir dem Zwecke und der Beſtimmung

miht | deg Gerichtshofs in jedem Fall angemefen , weit an -

ſchen gemeſſener aber , daß dieſe aus dem oberſten hochan —

Noch ſehnlichen Tribunal im Lande , etwa nah dem Dienſt⸗

An⸗alter , zum Voraus beſtimmt , als daß die Kammern

onur | Derbunden werden , wenigfteng die Hålfte der Mitrihter ,

Í

fejn. gerichtshofs , wie der §. 10 . des Anklagegeſetzes bes

durch |
die ſie waͤhlen , aus der Claſſe rechtsgelehrter Staats —

| Diener zu nehmen . Ich erlaube mir demnach , jetzt fols

ſtges . vende Zuſammenſetzung in Antrag zu bringen è
Ein | die fuͤnf aͤlteſten Oberhofgerichtsraͤthe ,

ichtet ſieben Mitglieder von der Wahl des Regenten ,

keine zwoͤlf Mitglieder von der Wahl der beiden

toie | Kammern .

coer | - rýr d. 3Zylinhardt : Die Borfkhläge deg Herrn
Ge⸗ Hofrath v. Rotteck ſind hinlaͤnglich eroͤrtert ; ebenſo|

Aus⸗ der Antrag der Commiſſion in dem Bericht ſelbſt , und

als in des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ ausfuͤhrlichem

laͤng⸗ und gruͤndlichen Vortrag . Ich erlaube mir daher nur

„ gmt | Modh zu bemerken : man hat an der Unbefangenheit
den des Oberhofgerichts ſo wenig gezweifelt , daß vielmehr

enen
derade die Ueberzeugung von der Unbefangenheit diefes
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hoͤchſten Gerichtshofs die Staͤndeverſammlung im Jaht

1820 veranlafte , in Uebereinftimmung mit der dama ?

ligen Ynfiht der Regierung , ibn får competent in den

Faͤllen , wovon hier die Rede iſt , zu erklaͤren ; indeſſen

iſt die Bedeutung der Idee nicht zu verkennen , daß die

Inſtitution , wovon es ſich gegenwaͤrtig handelt , und

daher auch der hier zu beſtellende Gerichtshof eine ju —

ridiſche und eine politiſche Beziehung darbiete ; des —

halb hat man geglaubt , eine Vereinigung dieſer und

der fruͤhern Anſicht darin zu finden , wenn die Zuſam —

menſetzung des Staatsgerichtshofs , eine , ſo , wie in

dem Commiſſionsberichte vorgeſchlagen iſt , gemiſchte

wird . Wenn von zwey Anſichten und Vorſchlaͤgen nur

das Zweckmaͤßige beybehalten wird , ohne daß ein inne —

rer Widerſpruch entſteht , ſo hat eine ſolche Compoſition

doch wohl darum , weil ſie eine Compoſition iſt , nicht

ſchon alles gegen ſich , und es fragt ſich nur , ob und

in wiefern fie gelungen if . Die Haupteinmendung ges

gen den Borfchlag Der Commiffion it opne Zweifel dic ,

Dag wenn das Oberhofgericht ganz , oder doh in dem

groͤßten Theile ſeiner Mitglieder in den Staatsgerichts —

hof gezogen wird , und doh §. r0 . Deg Hauptgefegeg

ffeben bleibt , dag nåmliche Gericht , tvar niht in allen ,

jedoch in manchen Fållen zmweymal in derfelben Sahe

zü fpreþen håtte . Da jedoch einmal nach jenem gen

und dem Mugfpruche der Majoritåt der hohen Kammer

( momit ih mich uͤbrigens durchaus nicht vereinigen

tann ) die Berfafungsyerlegung , und das in derſelben

Handlung damit etwa verbundene gemeine Vergehen

oder Verbrechen , alg zwey trennbare Handlungen er -

Flårt wurden , fo fehe ich nicht ein , warum niht em und

daſſelbe Gericht Aber diefe beiden Gegenkånde eben fO

gut erkennen koͤnnte , wie jeder Gerichtshof taͤglich uͤber
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Jaht verſchiedene Vergehen oder Verbrechen erkennt . Dieß
ma⸗ wuͤrde in keinem Falle eine groͤßere Abnormitaͤt ſeyn ,
den als die unbedenklich zugelaſſene , daß nicht nur , wie

eſſen es uͤbrigens unſere peinliche Gerichtsordnung ſchon

die vorſchreibt , die General - und Specialinquiſttion von
und demſelben Richter gefuͤhrt , ſondern daß nach dem vor —

e juz liegenden Gefegentwurf gegen die fonft bey uns beſtehen —
des - den Vorſchriften das naͤmliche Gericht Unterſuchungs
und und Entſcheidungsrichter iſt .

ſam⸗ v. Rotteck : Nicht mehr zur Vertheidigung meiner
e in

eigenen Vorſchlaͤge — da hieruͤber die hohe Kammer

ſchte wohl zur Genuͤge unterrichtet iſt — ſondern zur Beſtrei —
nur tung des Commiſſtons - und des Regierungsvorſchlags

nne⸗ ſey mir noch eine kurze Bemerkung erlaubt . In beiden
ition ſpielt das Loos eine ſehr bedeutende Rolle , daſſelbe
niht | Loog , defen allgemeine Verwerflichkeit man als ent —

und | fcheidenden Grund gegen meinen zweyten Antrag get -
ge⸗ tend gemacht hat . Iſt dieſe Verwerſlichkeit wirklich
dic, begruͤndet , ſo muͤſſen auch jene beiden Vorſchlaͤge fallen ,
dem um ſo mehr , da nach denſelben das Loos aus an und

hts - fùr fich bedenflichen Elementen die Auswahl oder Zu —

etzes ſammenſetzung beſtimmen ſoll , waͤhrend das von mir

llen, vorgeſchlagene Loos aus einer Claſſe von , im Allge -
ahe | meinen unbedentlihen , Perfonen wåhlen folte .

se Dazu koͤmmt die Staͤndigkeit der vorgeſchlagenen
amer

Getichtshoͤfe . Gegen die Zuverlaͤſſigkeit eines ſolchen
igen ſtreitet meine innigſte Ueberzeugung . Wo die Richter
Uben

Zum vorhinein bekannt find , da tritt die Möglidteit ,
epen die Verfuchung , die Leichtigfeit der Bearbeitung und
— Beſtechung durch Hoffnung oder Furcht ein ; wogegen
und

eine ganze Claſſe nicht kann beſtochen werden . Auch

7— ſcheint es die Stellung und Wuͤrde der oberſten Staats⸗
u beamten zu fordern , daf eg feinen Bürger gebe , ber

A
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bey deſſen Anblick ſte ſich ſagen muͤſſen : „ dieſer da hat

eine entſcheidende Stimme im Gericht uͤber mich zu

fuͤhren . “ — Nur vor dem Geſetz , vor keinem Menſchen

folen fie ſich fuͤrchten ; was zwar fuͤr alle Buͤrger gilt ,

doch mit doppeltem Grund fuͤr die Miniſter .

Endlich wiederhole ich gegen den Herrn Berichts —

erſtatter , daß die von ihm aufgezaͤhlte dreyfache Ver⸗
richtung deſſelben Richters in derſelben Sache —allge⸗

meine Unterſuchung , Specialunterſuchung und Erkennt —

nif Snur drey Acte eines und deſſelben Hauptgeſchäfts

ſeyen ; waͤhrend es ſich hier um zwey Proceſſe , einen

politiſchen und einen peinlichen , alſo um zwey verſchie⸗

dene Erkenntniſſe handelt , von welchen jedes einen eige⸗

nen , ſelbſtſtaͤndigen und unbefangenen Richter erheiſcht .
Auf die hierauf von dem Vicepraͤſidenten

geſtellten Fragen
beſchloß

die Mehrheit der Kammer :

1) ( gegen 2 Stimmen ) , die Sache megen der im

Beyberichte enthaltenen Vorſchlaͤge des Hofraths
v . Rotteck , nicht wieder an die Commiſſion zu⸗
ruͤck zu verweiſen .

2 ) ( gegen : s Gtimmen ) , in die Zufammenfegung deg

Staatsgerichtshofs eine beftimmte Zahl von Mit -

gliedern deg Oberhofgerichts aufzunehmen .

Da die Zeit bereits weit yorgerådt war , aud der

Wunſch geaͤußert wurde , daß die Zuſammenfetzung des

Staatsgerichtshofs in der Commiſſion , welche ohnehin
wegen der Zuſatzartikel zuſammentreten muͤſſe , nochmals

befprochen wuͤrde , wurde die Berathung fuͤr heute gez

ſchloſſen .
In der

Nachmitkagsſitzung
wurden die Protokolle der achtzehnten und neunzehnten
Sitzung verleſen und genehmigt .

° Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .
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Beylage Ziffer 60 .

Commiſſions⸗Bericht
uͤber die Darſtellung des ſtaͤndiſchen Yus -

ſchuſſes , die Rechnung und Bilance der

Amortiſationskaſſe für das Rechnungsjahr
i820/21 betreffend ,

Erſtattet von dem Frhen . v. Gemmingen - Preſteneck .

De von Einer Hohen Kammer niedergefegte Com -

miſſion uͤbertrug mir die Berichtserſtattung uͤber die

Darſtellung , welche der ſtaͤndiſche Ausſchuß unterm 16 .

Nov . 1821 dem Großherzoglichen Staatsminiſterium
uͤber die Unterſuchung und Pruͤfung der Amortiſations —

kaſſen Rechnung fuͤrs vergangene Rechnungsjahr 1820

bis 1821 vorlegte .
Von der Ueberzeugung durchdrungen , daß der

Gegenſtand von dem es ſich hier handelt , einer der

wichtigſten unſeres Vaterlandes ſey , entledige ich mich

dieſes erhaltenen Auftrags .
Die Commiſſion glaubte dem Bericht deg fåndi -

ſchen Ausſchuſſes um fo mehr Punkt fuͤr Punft fol

gen zu muͤſſen , als demſelben die Ordnang des Kaſ⸗

ſenbudgets zum Grunde liegt , indem ſie ſich bemuͤht ,

den Vortrag des Herrn Regierungs - Commiſſaͤrs , Staats⸗

rath Boͤckh, damit in erlaͤuternde Uebereinſtimmung
zu ſetzen .

Die erſte Bemerkung betrifft die Dotationsſum —

me der Amortiſationskaſſe , welche nicht nur dieſer rich —

tig mit 960,000 fl. uͤberliefert worden , ſondern es er —

ſcheint noch ein Mehrbetrag der Huͤttenwerke von

32502 fl.

und der angewieſenen Poſteinkuͤnfte von 15919 fl .
— —

zuſammen; : 48,421 fl .
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welcher Mehrbetrag daher von der Amortiſationskaſſe
der Staatskaſſe wieder zu verguͤten war .

Nach den gegebenen Erlaͤuterungen des Herrn
Regierungseommiſſaͤrs iſt aber dieſer Punkt fuͤr erle —

digt zu erachten . Es wurde naͤmlich befagter Mehr -

betrag von 15,919 fl . aus dem Poſtregal mit der Staats⸗

kaſſe verrechnet , und die uͤbrige Summe von 32,502 f -
bleibt ald ein Reſervefond zur Verbeſſerung der Huͤt —
tenwerke bey der Amortiſationskaſſe verzinslich ſtehen .

Es iſt ſofort nur noch die Bemerkung des Aus —

ſchuſſes uͤbrig, daß naͤmlich die Summe von 32,502 fl.
alg ein Contocurrentpoſten haͤtte folen in die

Rechnung eingefegt werden , welche Bemerfung die Com -

miſſion allerdings als gegruͤndet anerkennen muß .
Ferner bemerkt der ſtaͤndiſche Ausſchuß , daß eine

Summe von 309 , 000 fl . , welche nach dem Budget aus

dem Erloͤs der im Sommer 1820 vorraͤthig geweſenen
Weine und Fruͤchte haͤtte in die Amortiſationskaſſe
fließen ſollen, nicht eingegangen ſeye , und noch ausſtehe .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatrath Boͤckh,
erwiederte auf dieſe Einwendung ; daß die almmaͤhlige
Verwerthung dieſes Naturalienquantums , und die Mb -

lieferung deg Erloͤſes bereits angeordnet ſey . Dieſe
Erinnerung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes iſt zwar an

ſich durch die angefåhrte Anordnung deg Finauzminiz
ferium gum Theil geboden , jodoh muß die naͤchſte

Rechnung erft augweifen , ob erwåhnte Gumme ritig
in die Amortifationgfafe geflofen fey ? Erë hierdurch
kann dieſe Bemerkung als voͤllig beantwortet betrach⸗
tet werden,

Der! ſtaͤndiſche Ausſchuß bemerkt , daß die Admi⸗

nifirationgfoften der Amortifationgfafe um 5523 f . hó -
her geſtellt ſeyen .

Die Commiſſion muß diefer Bemerkung beyfuͤgen,
daß dieſe Summe haͤtte klar in Ausgabe verrechnet
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toerden follen , fo wie uͤberhanpt nicht umgangen wer⸗

den konnte , die Juſtiz⸗Section von dem Umſtande in

Kenntniß zu ſetzen , daß die Adminiſtrationskoſten der

Kaſſe , ſogar um 10,523 fl. gegen das Kaſſenbudget ,

uͤberſchritten worden ſeyen .
Der Bemerkung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes , daß

die Negotiationskoſten des Basler Anlehens zu vermei —

den geweſen waͤren, ſetzt der Herr Regierungseommiſ —
ſaͤr ſehr detaillirte Gegenbemerkungen entgegen , bey

welchen man ſich um ſo mehr beruhigen kann , wenn

aus den Aeten nachgewieſen wird , an wen dieſe Ne —

gotiationskoſten bezahlt , und von wem ſie quittirt wor —

den ſind . Wobey der Herr Regierungscommiſſaͤr das

Verſehen der Amortiſationskaſſe bemerkt , daß naͤmlich
die von den Concurrenten des letzten Anlehens von

fuͤnf Millionen uͤberbotenen Koſten von 5000 fl. haͤt—
ten ſollen in Einnahme geſetzt werden , anſtatt ſie von

dem Adminiſtrations Aufwande abzuziehen .
Endlich geht der ſtaͤndiſche Ausſchuß auf eine

ſeiner wichtigſten Rechnungsbemerkungen uͤber, naͤmlich
die Rubrik : neu zu uͤbernehmende Paſſiva , wobey ein

Plus von 407,555 fl. zum Vorſchein kommt , fo wie

bey den uͤberwieſenen Activen ein Minus von 86,174 fl ,
wie die Beylage des ſtaͤndiſchen Berichts Ziffer IV deut⸗

licher anzeigt . Der ſtaͤndiſche Ausſchuß gieng von dem

auf das Kaſſenbudget feſtgeſtuͤtzten Grundſatze aus , daß
nur beſtimmte Paſſiva und Activa , ſowohl in einzelnen
angegebenen Poſten , als in ausgefuͤhrten Summen

uͤbernommen worden ſeyen , und uͤbernommen werden

koͤnnten , um den Vorſchriften des Budgets nachzuleben .
Die Regierungseommiſſion hegte dagegen die hie —

von ganz verſchiedene Anſicht , daß naͤmlich die Iden —⸗
titaͤt der Poſten eine Nebenſache ſeye , alles aber nur

darauf ankomme , daß im Ganzen nicht mehr uͤberwie —

ſen werde , als der Paſſiv Saldo von 3,500,000 fl.
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Capital betrage , gleichviel ſey es aber , in welchem Bes

trag und in welchen Poſten Paſſiva uͤberwieſen wuͤr—

den , wenn nur durch die Ueberweiſung einer angemeſ —

ſenen Summe von Activen dieſer Saldo nicht alterirt

wuͤrde.
Eine gleiche Anſicht fuͤhrte der Herr Regierungs —

commiſſaͤr in ſeinem Vortrage mit vielen Gegengruͤm

den begleitet aus , welche ſich auf den einfachen Grund —

ſatz reduciren laſſen : daß der Zweck , welchen die Regile —

rung und die Staͤnde bey Ueberweiſung Der Activen

und Paſſiven auf die Amortiſationskaſſe im Auge ge —

habt , vollkommeen erreicht worden , daß aber die an —

gewandten Mittel und Wege nothwendigerweiſe anders ,

als nach dem Wortlaut der Verabſchiedung haͤtten ge —

waͤhlt werden muͤſſen, um der Natur der Sache und

dem Zweck zu entſprechen .
Gerne wuͤrde die Commiſſton den mit verdienſt —

voller Einſicht ausgefuͤhrten Gruͤnden des Herrn Re —

gierungseommiſſars beygetreten ſeyn , wenn ſie nicht die

feſte unwandelbare Ueberzeugung leitete ,daß weder der

ſtuaͤndiſche Ausſchuß noch die Staͤnde ſelbſt dieſe Grund⸗

faͤtze, ſo wie ihre Anwendung anerkennen Dürfen, ohne

ſich von ihrem Standpunkte au entfernen und zu verz

ocen , daf fie Wúcdter der Finanzgefcge , aber niht

Mominiftrateren der Finonzen find . Gemwif fann fie

nicht der Vorwurf mistrauiſcher beſchraͤnkter Foͤrmlich⸗
keit treffen , welche eine , das Ganze uͤberſchauende vaͤ⸗

terliche Regierung in ihren wohlthaͤtigen Abſichten

hemmte , wenn ſie nicht nur auf der Beobachtung des

verabſchiedeten Kaſſenbudgets im Ganzen beharren , fon -

dern auch auf der gleichsfalls verabſchiedeten Art und

Weiſe beſtehen , wie dieſer Zweck erfüllt werden muß .

Die Befugniß , auch dieſe einer Pruͤfung zu un⸗

terwerfen , kann wohl nicht bezweifelt werden , welcher

keine andere Abſicht unterliegt , als die verfaſſungs ma —ͤ⸗

ver
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fige Bewahrung und Erhaltung eineg mwohlthåtigen

Landes Inſtituts , welches mit der Zeit erſchlaffen

muͤßte , wenn man von den Vorſchriften ſeiner Einſe⸗

tzung abgienge , und blos transitoriſchen Grundſaͤtzen

und Regeln der Finanzverwaltung folgen wollte , ſo an —

erkannt richtig ſie auch immer unter andern Umſtaͤnden

ſeyn moͤgen.
Nach dieſer allgemeinen Erklaͤrung gehen wir auf

die Einzelheiten des Vortrags des Herrn Regierungs⸗
commiſſaͤrs úber .

Die Commiſſion erkennt den von dem Herrn Re —

gierungscommiſſaͤr vorangeſchickten Grundſatz als voll⸗

kommen richtig an , daß der Zweck der Ueberweiſung

der Activen und Paſſiven der Staatskaſſe an die Amor —

tiſationskaſſe darin beſtanden habe , die Vergangenheit

von der Zukunft rein abzuſcheiden , und eine neue Ord⸗

nung in der laufenden Finapzverwaltung zu gruͤnden ,

aber ſie kann den darauf gebauten Folgerungen nicht

beytreten , daß naͤmlich die Finanzbehoͤrde dieſen Plan

vollziehe , wenn ſie der Amortiſationskaſſe jedes Paſſi —

vum und jedes Activum aus dieſer Periode uͤberweiſe ,

und kein Paſſivum unbezahlt laſſe , deßwegen , weil es

nicht im Kaſſenbudget angefuͤhrt ſey , da die Finanz —

verwaltung einer liquiden Forderung an den Staat

nicht die Einrede entgegenſetzen koͤnne , ſie ſtehe nicht

im Budget , und koͤnne vor einer Vereinbarung mit

den Staͤnden nicht honorirt werden .

Wie wir glauben , kann aber die Liquiditaͤt einer

Forderung an den Staat , als einziger Entſcheidungs —

grund die Finanzbehoͤrde noch nicht veranlaſſen , der

Amortifationskaſſe ſolche Paſſtven zuzuweiſen , die nicht

im Kaſſenbudget enthalten ſind , wenn dieſes nicht in

eine leere Geſchaͤftformalität verwandelt werden ſoll .

Das Aufleben vieler früͤherer Anſpruüche unter dem

Schutze einer neuen Ordnung Der Dinge , auch der
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rechtmaͤßigſten , wie wir nicht miskennen mollen , fann

die Staͤnde noch nicht vermoͤgen , ohne ihre vorherge —

gangene Pruͤfung deren Ueberweiſung an die Amorti —

ſationskaſſe als Geſetz und rechtmaͤßig anzunehmen .
Sollte auch , wie man hieraus ſchließen duͤrſte , das

Budget der Kaſſe mangelhaft abgefaßt worden ſeyn ,
daß naͤmlich zu viel Aetiva und zu wenig Paſſiva an —

gefuͤhrt waren , ſo vermag dieß noch keine abſolut noth —
wendige Billigung der Staͤnde nach ſich zu ziehen .

Was nun die Hauptſache ſelbſt betrifft , naͤmlich
die Groͤße der Ueberweiſungen , die nach dem Berichte
des ftåndifhen Ausfhufes an Paffiven 407,555 fl
mepr betragen , alg dag Budget befagt , und an Acti -

pen um 86,164 fl . weniger , worauf Der Hr , Regierungs -
Commiffår ermwiederte , Daf die Summe der Paffiven von

407,555 fl . wegen der auf den Speichern befindlichen ,
angewieſenen Borråthen . bon 309,000 fl . , welche hievon
in Abzug zu bringen gewefen måren , fich auf die Sum -

me bom 184,719 fl . þerunterfiele , fo wie indefen durch
naͤhere Eonſtatirung der durchlaufenden Poſten , welche
ſich auf 251,819 fl . 59 kr . beliefen , das uͤbernommene

Pafſivum den Budgẽetanſchlag nur um 155,748 - fl .
39 1/8 Ér . úberfteige , und die Activa feyen nur niedez

rer um 28,928 fl .s diefed Refultat merde dag auf Be -

fehl der hohen Regierung vorgelegte Tableau bewåbren ,
indem eg an die Hand gebe , mag im Laufe deg ge -

genwaͤrtigen Jahres bereits geſchehen ſey , und noc
Statt finden duͤrfte .

Die Meinung der Commiſſion hieruͤber iſt , daß
dieſe Mittheilung zwar mit geziemendem Danke zu

verehren ſey , daß ſie aber nicht hierdurch beſtimmt
werden koͤnne, ihre Beurtheilung uͤber den Bericht des

ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes zu aͤndern . Nach dieſer war

der Ausſchuß in ſeiner Angabe des Activums und

Paſſi vums durchaus in keinem Irrthume , da er ſeine
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Prüfung und Berechnung blog bis Ende May zı8r

trüreden fonnte und durfte .
Ueber die vorråthigen Naturalien yvon 309,000 fl . ,

die zur Difpofition der Amortiſationskaſſe laͤgen, fand
der ſtaͤndiſche Ausſchuß in den vorgedachten Papie —
ren der Kaſſendireetion nichts vor , wie haͤtte geſchehen

muͤſſen , um dieſe Summe als ein uͤberwieſenes Acti —

vum in die Bilance zu verſetzen , folglich konnte der

ſtaͤndiſche Ausſchuß auch nicht anders urtheilen , nicht
anders berechnen

Dieſe mitgetheilten Belege und Rechnungsanga —
ben vom Jahr 1820 — 22 koͤnnen daher nur eine

Mittheilung ad hotitiam ſeyn , aber nicht die Maͤngel
der abgehoͤrten Rechnung haben , und die Commiſſion
muß ſie als Nova betrachten , uͤber welche weder ihr
nocd Den Staͤnden in dieſem Rechnungsjahr eine Cog —
nition zuſteht , ohne daß es auch im mindeſten in ihr
rer Abſicht liegen kann , der Kaſſenverwaltung uͤber

Naͤngel , die jetzt wirklich vorhanden ſind , Vorwuͤrfe
machen zu wollen . Sie glaubt vielmehr , ſich durch

me Uebereinſtimmung , die in den angegebenen Sum —

men herrſcht , zu der frohen Hoffnung berechtigt , daß
dieſe Rechnungs - Notamina im kuͤnftigen Rechnungsjahre
verſchwinden werden .

Der ſtaͤndiſche Ausſchuß bemerkt ferner , daß fuͤr
Xequifitipnen 13,900 fl . mehr , alg das Kafenbudget
beſage , ausgegeben , oder eigentlich der Amoriifationg -
fajfe gur Ausbezahlung aufgegeben worden , woruͤber

nach feiner Anſicht die Juſtizſection haͤtte gehoͤrt werz

den ſolen . Der Herr Regierungscommiſſaͤt macht da —

gegen die Einwendung : daß die Einnahmen ſo wie die

Ausgaben , von ſtaatswirthſchaftlich zu veraͤuſſernden
oder zu erwerbenden Domainen blos unter die zufaͤl—
ligen Einnahmen und Ausgaben gehoͤrten , und daher
beym Anfang einer Budgetsperiode ſich nicht gewiß vor
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berſehen ließen . Auch ſeye die Regierung nach der

Conftitution berechtigt , Den Erlóg aug Domainen 4i

neuen Erwerbungen zu verwenden , ohne an Die Ein :

wiligung der Şuftizfection gebunden zu feyn , wether
Behauptung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes weder Geſeth

noch Uebung zur Seite fee . Allerdings iſt die Re —

gierung verfaſſungsmaͤßig nach dem §. 58 . der Conſti⸗
tution befugt , Acquiſitionen zu machen , und der ſtaͤn⸗

diſche Ausſchuß ließ ſich auch nicht beygehen , ihr die —

ſes Recht beſtreiten zu wollen . Sondern nur von dem

Mehrbetrage von 13,900 fl . konnte die Rede ſeyn ,
worin , wie die Commiſſion es betrachtet , doch eine

Ueberſchreitung des Budgets liegt , um die aufzuwer⸗

fende Frage — ob das Staatsintereſſe eine Ueber —

ſchreitung , eine Alteration des Kaſſenbudgets geſtatte
und uͤberwiege ? konnte weder von der Kaſſendirection

noch von der leitenden hoͤchſten Finanzbehoͤrde beant —

wortet werden , ſondern hatte verfaſſungsmaͤßig ihre
Erledigung von der Juſtizſection zu erwarten .

Die Commiſſton hat die Ueberzeugung , daßder
Einwendung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs die Bez

hauptung des Ausſchuſſes , daß die Juſtizſection in

vorliegendem Falle zu hoͤren geweſen waͤre, ſey weder

durch Geſetz uoch Praxis fundirt — der Inhalt des

Gefegeg vom 5. Oft . 1820 Art . 5 . entgegenfiehe , mel

ches woͤrtlich folgendes beſtimmt : „ die Obliegenheiten
des aufgeloͤſten Juſtizminiſteriums hinſichtlich der Amor —

tiſations kaſſe ſind der Juſtizſection des Staatsmini —

ſteriums uͤbertragen , welche darauf zu wachen hat , daß
die Amortiſationskaſſe nach den beſtehenden Statuten ,

und den auf eonſtitutionellem Wege zu Stande gekom —
menen naͤheren Beſtimmungen verwaltet werde . “ Sie

ſollte fol glich nach dem verabſchledeten Kaſſenbudget
verwaͤltet werden , welches die Summe der Acquiſi⸗
tionen naͤher beſtimmte , und uͤber deſſen Beobachtung
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s.
Der | Dig Juſtizſection zu wachen bat , welker Daher auh eter

n Ae he Cognition nur allein . in einer Sache gebuͤhrte, in
Eins | melher der deutliche Inhalt des Geſetzes , und niht :

ethet | die vorher beſtandene Praxis entſcheiden konnte .

Geſen Sa ſandiſhhe Ausſchuß tadelt , daß das Depoſi —
e Re | tum der Kriegscommiſſſon bon 560,223 fl unter bie
onfi . | , Contocuriéntpoften aufgenommen worden , - da diefe !

tån? | Summe vielmehr als ein reines Depofitum håtte behan =
Die | delt werden folen , wodurch ſich der Kaſſenreſt , welcher

dem
eigentlich aus 92,733 fl - befånde , auf die grofe

ſeyn, Summe von 632,956 fl . erhoͤht, welcher Anſicht die
) Reine

Commiſſion gleichfalss beypflichten muß

oee Endlich geht der ftåndifhe Ausſchuß in feinen
leber | Remerfungen . auf . Diejenigen Einrichtungen úber , welche

eſtatte die Amortiſationskaſſe in die Nothwendigkeit verſetze n,
ection der Generalftaatófañe Vorſchuͤſſe leiſten zu muͤſſen, wor —

beant : | aug ſelbſt Geldverlegenheiten fuͤr fie entſtehen , in wel⸗

ibre | chen fie der Hülfe der Banquiers bedarf .

| Er glaubte Beweggruͤnde zu haben , die Behand⸗
feder lung diefeg Gegenftandes der Oberauffiht . des Finan j -
e

Be⸗— miniſteriums , und der beſondern Vorſicht der Amorti -

on in
ſationskaſſendirection empfehlen zu muͤſſen, welcher Mei —

weder
nung auch die Commiſſion beytritt .

t des Der ſtaͤndiſche Ausſchuß beruͤhrt den Gegenſtand
wel⸗ der jetzt vortheilhaften Lage der Amortiſationskaſſe in

heiten | Ruäͤckſicht paraler Mittel , wodurch ein niedrigerer Bing -

Amor⸗fuß der aufkuͤndbaren Schuldpoſten zu erzielen waͤre .

mini » | Diefem Wunfche ift von - einer hohen Regierung indei

, Daf fen entfprohen , und nah den Erläuterungen deg Herra

tuten , Regierungscommiſſaͤrs durch Verwandlung der aufkuͤnd⸗

efom | baren Opligarionen zu 5 Prozent eine Zinserſparung

Sie von 19885 fl . fuͤr das Jahr 1822 , und von 18,995 fl .
Daet |

fuͤrs Jaht 1823 eingetreen

A Der ſtaͤndiſche Ausſchuß bringt die Aeſteluncen
chtung von Obligationen au porteur zum Umtauſchen in Vor —
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ſchlag , worauf der Herr Regierungseommiſſaͤr bemerkt ,

daß das Budget der Amortiſationskaſſe Gelegenheit
geben werde , dieſen ſehr wichtigen Gegenſtand den Wuͤn⸗

ſchen der Staatsglaͤubiger , und dem Intereße des Staats

gemaͤß , in naͤhere und reiflichere Betrachtung zu ziehen ,

welche Anſicht die Commiſſton gleichfalls mit demſelben

theilt . Der ſtaͤndiſche Ansſchuß bemerkt ferner , daß er

die Buͤcher der Amortiſations - Caſſe in Ordnung gefun
den habe , mit Beyfuͤgung des Wunſches , daß die Contos

nach den Rubriken des Budgets haͤtten ſollen eingerich⸗
tet werden .

Da eine ſolche Einrichtung eine vergleichende Ueber -

ſicht und Pruͤfung ſehr erleichtern muͤßte , ſo theilt die

Commiſſion dieſe Meinung mit der Hoffnung , daß die

Hebung des formellen Gebrechens in der kuͤnftigen Bud⸗
gets - Periode der Caſſenrechnung erfolge .

Am Schluſſe ſeines Berichtes geht der ſtaͤndiſche Aus⸗

ſchuß auf eine , das Inſtitut im Ganzen betreffende , Haupt⸗
bemerkung uͤber, in folgendem beſtehend : daß die Amor⸗

tiſations⸗ Caſſe ſowohl nach ihrem Errichtungs⸗ Statut

vom Ziten Auguſt 1818 , als nach dem Geſetz vom zten Oct

1820 ein ſelbſtſtaͤndiges Inſtitut unter der Leitung des

Finanzminiſteriums ſey , und dankbar anzuerkennen waͤre,

wenn dieſe Staatsbehoͤrde darauf wache , daß die Dire —⸗

etion der Kaffe ihre Obliegenheiten dem Budget gemåf gr -

nau erfålle , aber eg fónne niht im Begriff einer Shul -
den - Tilgung - Caffe liegen , fo wenig wie im Sinne der

hieher bezuͤglichen Geſetze , daß das Finanz - Miniſterium
die Amortiſations⸗ - Caſſe brevi manu anweiſe , ſo und

ſo viel auszugeben , fo und fo viel in Einnahme zu ver :

rechnen ; fo wie im verfloſſenen Rechnungsjahr der Kaſſe

zugemuthet worden , einen Muégabs z Poften in bedeutend

hoͤherer Summe in Rechnung zu ſetzen , als das Budget

angegeben habe , wobey ihr weniger Aetiva zugewieſen
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nerft , | worden , alg die Berhandlungen mit den Staͤnden be —

nheit | fimmten ,

Wuͤn⸗ Der Herr Regierungs - Commiſſaͤr bemerkte dagegen ,
taats daßdas Finanzminiſterium , dem die Leitung und Aufſicht
ehen , des Schuldentilgungs - Weſens hauptſaͤchlich anvertraut

elben waͤre, auch berechtigt ſey , der Kaſſe zu ſagen , was ſie

afer | eingunehmen , und mwas fie auszugeben habe , welches ohne

efun | Beobachtung der gewöhnlichen Formen nie gefiheben fep
mto | fondern , durch Vie KRaffenz Commiſſton nach eollegialiſch
erich⸗ abgefaßten Beſchluͤſſen .

Nach dem Ermeſſen der Commiſſion wird aber durch

eber⸗ | Diefe Grånde der Vorwurf des Ausſchuſſes noch nicht
t die | Behoben , vielmehr foheinter fich durch das Geſagte noch

ß die mehr zu beſtaͤtigen, und begriff der ſtaͤndiſche Ausſchuß
Huda unter dem Mugdrud brevi manu den Giun — niht

in eonſtitutioneller Form , ſo war er hiezu allerdings legi⸗

Aus⸗ tumirt , als die collegialiſche Form , mit welcher dieſe

aupt⸗ Deereturen im Finanzminiſterlum beſchloſſen wurden , die

mor⸗ durch die Conftilution vorgeſchriebene Form nicht erſetzen
tatut konnten ;

Oect Ueberhaupt muß die Commiſſion der angefuͤhrten
des | Behauptung ihre Béyfimmung verfazen , in der Ue

vaͤre, berzeugung daß hierin jene Ueberſchreikung der Bers

dire - haͤltniſſe liege , in welchen beide Behoͤrden ſich gë

ß ge⸗ gen einander befinden , welche weder mit den Worten

chul⸗ noch mit dem Sinne der Fundamentalgeſetze der Ambrti⸗

e der ſations - ⸗Caſſe vereinbar ſind . Dieſe iſt ein felbſtſtaͤndi⸗
rium

|
ges Fnit , dag in feiner Untêrordnun g unter

und
|

dem Finanzminiſterio ſteht , welches naͤchſt der Sorge fuͤr
ver : | die Erhaltung der Ordnung ith Kaſſen - und Rechnungs⸗

Rafe | Wwefen nur eine leitende Stelle får fie ift ditz

tend | fer Befugnif fann zwar das Finanzminiſterium die dem

dget eigenen Ermeſſen der Kaſſe úterlafenen Operationen gës

iefen nehmigen oder verwerfen , aber es fann idt Einnahmen
und Ausgaben deeretiren , welche niht mit deni Budget

Protokolle der 1. Rammer 32
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uͤbereinſtimmen , wenn auch alle collegialiſche Formen beob⸗

achtet worden ſind .
Das Budget muͤßte hierdurch einer beſtaͤndigen Stoͤ⸗

rung unterworfen , und die geſetzlich beſtimmte Oberauf⸗

ſicht der Juſtiz - Seetion muͤßte gaͤnzlich gelaͤhmt werden .

Die Commiſſion muß es uͤberhaupt fuͤr einen Mangel er⸗

achten , daß der ſtaͤndiſche Ausſchuß keine Deputation

dieſer Behoͤrde durch eine Anzeige an das Staatsminiſte⸗
um aufforderte , um vermoͤge 8. 7. des Geſetzes vom 31 .

Auguft 1808 und Art . 5. deg Gefegeg vom 5ten Dftobr .

i820 der Rechnungs - Abhoͤr berzuwohnen , welches , wie
fie glaubt, niht nur diefen Geſetzen, ſondern auch der

Natur der Sache gemaͤß geweſen waͤre, ohne daß es hiezu
einer beſondern Aufforderung bedurft haͤtte , als derjeni —
gen , die vermittelſt einer ganz natuͤrlichen Interpretation
in den Geſetzen ſelbſt liegt ,

Der Bericht des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes tadelt end⸗

lich die Kaſſendirection , daß ſie die Obliegenheit , ſich
ſtreng an ihr Budget zu halten , nicht erfuͤllt, und in zwei —

felhaften Faͤllen unterlaſſen habe , ſich an die ihr vorgeſetz⸗
te Juftiz - Section zu wenden .

Die Commiffion tritt diefer Anficht bey ; und erwaͤhnt
nur noch den Antrag , mit welchem der ſtaͤndiſche Ausſchuß
ſeinen Bericht ſchließt , daß naͤmlich alle und jede weitere

Ueberweiſung von Paſſiven an die Amortiſations - Kaſſe
in ſo lange aufhoͤre , bis hieruͤber ein ferneres Ueberein —

kommen mit den Staͤnden zu Stande gekommen ſeyn
wuͤrde .

Auf die Klage des Ausſchuſſes , daß die Identitaͤt der
im Budget uͤberwieſenen Poſten nicht nachgewleſen fey ,

åufferte der Herr Regierung - Commifár die Meinungs

daf fih niht abfehen tafe , welchen praftifhen Nutzen
eine derartige , hoͤchſt weitlaͤuftige , zeltraubende Arbeit

gewaͤhren koͤnne .
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Die Commitífton Fann diefer Meinung niht feyn , und

iwar um: fo weniger , atg fie fehon vorhin Gelegenheit hat -

te , mit dem ſtaͤndiſchen Ausſchuß im Einverſtaͤndniß die

Identitaͤt als ein Haupt⸗ Erforderniß der Kaſſenrechnung
zu betrachten , und ihren Mangel zu vermiſſen .

Nur ſie allein kann nach unſerer Ueberzeugung dem

Rechnungsweſen eine beſtimmte Graͤnzlinie verleihen , den

Irrthum verhindern , daß nicht Activa und Paſſiva in

Rechnungsperioden verſetzt werden , in die ſie nicht ge —

hoͤren, ſo wie alle von den Staͤnden nicht uͤbernommene

Schuldigkeiten rein abzuſchneiden , und der Abſicht zu ent —

ſprechen , welche Regierung und Gtånde der vorangegan :

genen Verabſchiedung zu Grunde legten . Dies vermag

dem Einwurf zu begegnen , daß dieſe Einrichtung keinen

praktiſchen Nutzen gewaͤhren koͤnne , ſo wie durch dringen —
de Nothwendigkeit und Nuͤtzlichkeit der Nachtheil weit

uͤberwogen wird , wenn auch dieſe Arbeit weitlaͤufig und

zeitraubend ſeyn ſollte .
Der Herr Regierungs Commiſſaͤr beruͤhrt ferner den

Gegenſtand der Garantie , welche das Schuldentilgungs —

weſen ſowohl durch die Verfaſſung als nachher noch erhal -
ten habe , mit Aufwerfung der Frage : welche weitere mit

dem Worte und dem BGeiſte der Verfaſſung vertraͤgliche

Controllen die beſtehenden vervielfaͤltigen , wie viele

Perſonen und Stellen fuͤr den naͤmlichen Zweck wirken ſol⸗

len ? wodurch die Reſponſabilitaͤt als Mittel zum Zweck

geſchwaͤcht werden muͤßte.

Der ſtaͤndiſche Ausſchuß ſo wenig als die Commiſſion
erheben Anſpruͤche auf neue Garantieen der Amortiſations —

Kaſſe , ſondern ſie glauben , daß diejenigen , die vorhan -
den find oder vorhanden waren , vollfommen genügen, die -

fen heilſamen Zweck zu erfuͤllen , vorausgeſetzt , daß ſie

ſich in der ihnen geſetzlich zugeſchiedenen Wirkſamkeit und
Thaͤtigkeit befinden . Wir koͤnnen hierunter keine andere

Stelle verſtehen , als das Juſtizdepartement , dieſe ſelbſt
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das Finanzminiſterium in Ruͤckſicht der Amortiſationskaſ⸗

ſe controllirende Behoͤrde , ohne dadurch im mindeſten

der Achtung zu nahe zu treten , welche der von der Res

gierung unlaͤngſt errichteten Oberrechnungskammer ge —

buͤhrt ; aber hier kann nur von den verfaſſungsmaͤſig auf⸗

geſtellten Erhaltungsmitteln der Amortiſations Kaſſe die

Rede ſeyn .
Mit voller Ueberzeugung tritt die Comiſſion der Mei⸗

nung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs bey , daß eine

Vervielfaͤltigung koſtbarer Controllen , welche fich oft auf

geringfuͤgzige Gegenſtaͤnde erſtrecken , den Geſchaͤftsgang

hemmen , die Reſponſabilitaͤt der vielen angeſtellten In⸗

dividuen zerſplittern , und uͤberhaupt den Staats organis⸗
mus verwirren koͤnnen , daß dieſe ein ſchaͤdliches Gebre —

chen ſeyen , das unter die wenig erfreulichen Zeichen der

Zeit gehoͤrt. Hier aber in Anwendung auf die Amortiſa⸗

tions Kaſſe bey Objecten von ſolcher Groͤße und Wichtig⸗

tigkeit , und bey dem maͤſtgen Verlangen , daß nur Dagjes
nige , was vermåge der primitiven Einrichtung feyn folle

te , feinem Enizmed eniſprechend fortbeſtehe , — bey die⸗

fem Verlangen glaubt die Commiſſton nicht befuͤrchten zu

duͤrfen , daß ſie mit Recht dieſes Fehlers beſchuldigt wer⸗

den koͤnnte . Sie kann daher , ſich auf das Fundations⸗

ſtatut der Kaſſe beziehend ,den Wunſch nicht unterdruͤcken ,

da ſich unter den Kaſſenbeamten vor; zuͤglich ein Kaſſencom —

miſſfaͤr befindet , welche Stelle ſeit geraumer Zeit unbe⸗

ſetzt iſt , daß dieſe wieder hergeſtellt werden moͤchte. Die
damit verbundene Abſicht ſcheint wohl keine andere gewe⸗

ſen zu ſeyn , als der Kaſſendireetion eine unmittelbare

Controlle beyzufuͤgen, und dadurch die Unabhaͤngigkeit

derſelben von andern Behoͤrden zu wahren . Der Ge—⸗

genſtand iſt wichtig genug , um von der Commiſſion put

weitlern Eroͤrterung der hohen Kammer in Auregung

gebracht zu werden .

Noch findet ſich die Commiſſten bewogen den , wie

fege

befte
dirf

auf

te
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staf | es fóeint , mõstiden YFrrthum zu beſeitigen , als ob der
eſten ſtaͤndiſche Ausſchuß in Widerſpruͤchen gegen eine bope
Res Regierung felbf begriffen fey , verfennend und - mifirau -

ge end allem demjenigen , was dieſelbe aus eigener : lans
auf - desvaͤterlicher Bewegung uͤber die Wirkamkein des Mus -

die ſchuſſes , und in Ruͤckicht der Amortiſations Kaſſe ver -
fuͤgte , ohne daß es irgend einer Anregung hierzu be »

Mei⸗ durft haͤtte.
eine Keineswegs kann dieſer Fall Statt finden , fontern

tauf | mit einzelnen - Graatstebòrden befindet ſich der ſtaͤndi⸗
gang ſche Ausſchuß in wiederſprechenden , zum Theil ſeht vers

In⸗ ſchliedenen Anfichten , weil er inBeziehung auf die Amor -
mis⸗ tiſations -Kaſſen-⸗Verwaltung von abweichenden Grund⸗
ebre | figen auggieng , und eine bedeutende Entfernung von
L Der | denjenigen geſetzlichen Formen erblickte , die in das We—⸗
tifar | fen ` der Sache tief eingreifend find .
htig⸗ Gewiß liegt eine der empfinlichſten Nerven deg
asje⸗ öffentlichen Credits in der puͤnctlichſten Beobachtung

ſoll⸗ dertragsmaͤſig vorgeſchriebener Formen , welcher eine all⸗
dies | gemeine Ueberzeugung vorangeht , daß man unter allen
en zu Umſtaͤnden einem feſten Syſteme getreu , die daraus
wer⸗ herfließenden Verbindlichkelten buchſtaͤblich genau zu er —
ons⸗fuͤllen bedacht ſey . Dieſe wirkt ſo viel , als große , in
cken , Bereitſchaft ſtehende , unverhaͤltnißmaͤſtge Huͤlfsquellen ,
com⸗ die durch ungluͤckliche verhaͤngnißvolle Zeiten verſchwin⸗
inbe - den koͤnnen, waͤhrend dieſe oͤffentliche Meinung noch

Die ſegensreich fortwirkt . Es wuͤrde nicht ſchwer ſeyn , aus
ewe ’ Unſerer Zeitperiode , in welcher wir Unzaͤhlbares erlebten ,
bare deſtaͤtigende Beyfpiele anzufåþren , wenn eS deren bes
geit | Dürfte .

Ge⸗ Indem die Commiſſion ihren Bericht ſchließt , gehtſte
1 aUt | auf ihre Antråge an eine hobe Kammer úber , welhe fich
gung auf folgende Hauptpuncte reduciren :

1) trågt diefelbe auf die Annahme der in dem Berith -
wie te mit dem verdienſtlichſten Fleiße und Einſicht ausge⸗
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fuͤhrten Rechnungsbemerkungen des ſtaͤndiſchen Aus⸗

chuſſes an , mit dem weitern Anfuͤgen , daß ſaͤmmtli⸗

chen Mitgliedern deſſelben fuͤr ihre , bey dieſer Gelegen⸗

“heit bemwiefenen rein : patriotifhen Bemuͤhungen der

ausgezeichnetſte , achtungsvollſt e Dank Einer hohen Kam⸗

mer an den Tag gelegt merde .

2 ) daf auf die Aufrechthaltung der Amortiſations⸗

Kaſſe nach ihrer ganzen Form Bedacht genommen mwer?

de , ſowohl nach dem Errichtungsſtatut v. 31 . Auguſt
1808 und §. 22 . Der Conftitution , als auh nach dem

Gefez v. 5. Det , 1820 , damit durch die vorgeſchriebene

Wirkſamkeit des Juſtizdepartements die Unabhaͤngig⸗

keit des Inſtituts geſichert werde .

) daß auf die Abhoͤr der Budgetsrechnung vom J .

1821722 an zutragen ſey , um hieraus erſehen zu koͤn⸗

nen , ob fuͤr dieſe zwey Rechnungsjahre die Summe des

Kaſſenbudgets auf Rine Weife úberfhritten worden fey -

4) trågt die Commiſſion auf verfaſſungsmaͤſige Wie⸗

derbeſetzung der Stelle eines Kafen - Commifárg an ,

in Gemaͤßheit des Errichtungs - Statuts derſelben .

r
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Aus⸗

* Beylage Ziffer 61 .

der

* *

àu dem Geſetzentwurf über das Verfahren

ons⸗ in Faͤhlen der Anklage gegen Miniſter und

wer⸗ Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde .

— ( Einzuruͤcken zwiſchen den F. 60 . und 61 . )
e

bene

ngg ”
Gocis

u J . Wenn der ( die ) Angeſchuldigte , gegen das Urtheil

koͤn· des Staatsgerichtshofs das dagegen einzig zulaͤſſtge

edes Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand

n fen : ergreifen wil , fo muf er innerhalb 30o Tagen von ver

Wie
Beit un , wo er pon dem Dafeyn neuer Beweigmittel

s an , Kenntniß erhielt , ſein Wiederherſtellungsgeſuch an Un —

ſere oberſte Staatsbehoͤrde einreichen , welche daſſelbe
Uns vorzulegen hat .

——

Dieſes Wiederherſtellungsgeſuch muß enthalten :

a ) alles das , was die Anklageacte nach §. 27 . ent -

halten muß .

b ) dag fórmlichþe Erbieten zum Wiederherftelungg -

Eide .

Siad

Das Wiederherſtellungsgeſuch muß vor denſelben

Richtern verhandelt werden , welche das Urtheil , wo —

Segen eg eingelegt wird , gefállt haben .

Wenn feitoem einzelne Rihter mit Tod abgegan
gen , oder wenn einzelne Richter wegen Abweſenheit
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oder Krankheit verhindert ſind , dem Gericht anzuwoh —
nen , ſo muͤſſen ſie durch das Loos ergaͤnzt werden . Da —

bey treten dann die Beſtimmungen des Şe 37 . ein ,

Die neu eintretenden Richter werden durch den

Praͤſtdenten beeidigt .

§. 4.

Innerhalb 30 Tagen , von dem Tage an gerechnet ,
wo die Wiederherſtellungsbitte bey unſerer oberſten

Staatsbehoͤrde eingereicht worden , ſoll der Staatsge⸗

richtshof zuſammenberufen werden , und ſich verſammeln .

8. 5.

Die zu dem erſten Verfahren bevollmaͤchtigt ge⸗

weſenen ſtaͤndiſchen Anklagecommiſſarien haben auch in

dem Wiederherſtellungsverfahren die Verrichtungen des

Anklaͤgers zu verſehen , falls ſie nicht ſeitdem aus den

Kammern getreten find .

In dieſem Falle treten für fe ihre Stelvertre

ter eins i

$. 6.

Xn Hinficht des Vorverfahrens ber dag Wieder —

herſtellungs geſuch gelten die 88 . 26 . 29 — 35 . mit nas

tuͤrlicher Beachtung der in der Stellung der Partheyen

nun eingetretenen Yenderungen ,

Hi 8. 7.

Auf das Vorverfahren folgt das oͤffentliche münd⸗

tihe Verfahren , wofuͤr die Vorſchriften der . 3649

gelten .

8. 8.

Der ( die ) Wiederherſtellungsklaͤger hat den Wie⸗

derherſtellungseid in der erſten oͤffentlichen Sitzung vor

B

ËE
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$ 03

Bem Beginn ales weitern Verfahrens nach der vom

Gerichtshof jedesmal porzufohreibenden Formel abs

zulegen .

S. 9 .

In Hinſicht der Abfaſſung und Verkuͤndung deg

Uetheils in der Wiederherſtellungs - Inſtanz und der

Bekanntmachung der Acten durch den Druck oae die

Vorſchriften der 98 . 50 —59 .
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